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Berlin den 4. Juni. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Königlich Neapolitaniſchen Geſandten am hieſigen Hofe, Baron Antonini, 
den Rothen Adler-Orden erſter Klaſſe zu verleihen; den bisherigen außerordent⸗ 
lichen Profeſſor, Dr. Urlichs in Bonn, zum ordentlichen Profeſſor in der phi⸗ 
loſophiſchen Fakultät der Univerſität in Greifswald zu ernennen; und die Ernen⸗ 
nung des Landdechanten Jöcker zu Kerpen zum Ehrendomherrn bei der Metro⸗ 
politankirche zu Köln landesherrlich zu genehmigen. 


Se. Königl. Hoheit der Prinz Karl ift aus der Provinz Sachſen in Gli⸗ 
nicke angekommen. — Se. Königl. Hoheit der Erbgroßherzog von Hei: 
fen und bei Rhein iſt von Sansſouci nach Dresden zurückgereiſt. — Der 
außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter, Kammerherr von Sy⸗ 
dow, iſt von Brüſſel; und der Präſident des Konſiſtotiums der Provinz Sachſen, 
Dr. Göſchel, von Magdeburg hier angekommen. — Der außerordentliche Ge⸗ 
ſandte und bevollmächtigte Miniſter am Kaiſerlich Ruſſiſchen Hofe, Generalmajor 
von Rochow, iſt nach Dresden; der Königlich Hannoverſche außerordentliche 
Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am hieſigen Hofe, Graf zu Jun und 
Knyphauſen, nach Hannover; der Generalmajor und Zelegraphen = Direktor 
von Etzel, nach Töplitz abgereiſt. 


(Der Suezkanal.) Das eigenthümliche Auftreten Englands im öftlichen 
Theil der mittelländiſchen Meeres beginnt — Gott ſei Dank — das Deutſche 
Volk wieder einmal auf ſeine Weltſtellung, auf ſeine äußere Politik aufmerkſam 
zu machen. Wenn auch Palmerſton es nicht verſteht, uns jo offen anzugreifen 
und dadurch ſo bedeutend zu fördern ale Thiers und der „offene Brief“ es ver⸗ 
mochten, ſo fühlt der Deutſche Sinn doch ein wohlthätiges Entſetzen über die rück⸗ 

ſichtloſe Selbſtſucht, mit welcher Griechenland, ein natürlicher Bundesgenoſſe 
Deutſchlands, in dieſem Augenblick behandelt wird, nachdem der für Hellas jo 
wohlthätige Deutſche Einfluß, welcher zum Theil auf Deutſche Einwanderung 
begründet war, ſchon von dem vorigen Engliſchen Miniſterium untergraben wor⸗ 
den. England ſehe zu, was es thut, indem es die Griechen in die Arme der 
nördlichen Macht treibt, welche ſich ihrer Konfeſſtonsverwandten ſchon zu rechter 
Zeit annehmen wird. Deutſchland aber finde eine neue Anregung hierin, ſich dem 
Ausland gegenüber als Ganzes in Eintracht und Geſchloſſenheit zu erweiſen. Nicht 
weniger als in Griechenland ſuchen die Britten in Deutſchland die Geiſter zu ver 
wirren, um Induſtrie und Handel zu beherrſchen. Selbſt der edle, kunſtſinnige 
Peel hat ſich in ſeiner letzten Zuſchrift an Deutſchland als ächter Sohn ſeines Va⸗ 
ters, des Baumwollenſpinners, bewährt. Deutſchland kommt indeſſen täglich zu 
ſchärferem Bewußtſein feiner Weltlage, feiner politiſchen und kulturgeſchichtlichen 
Aufgabe. Sp erkennen ſeine Staatsmänner die günſtigere Lage, welche wir im Gegen⸗ 
fag von England durch die Donau und das adriatiſche Meer zum Orient einneh⸗ 
men, und wollen dieſe für das Vaterland ausbeuten. Dem Europäifchen Unter- 
nehmungsgeiſte hat ſich in Aſien ein unabſehbares Feld eröffnet und die Wieder⸗ 
eröffnung der alten Handelswege wird, wie alles andeutet, einen neuen 
Wendepunkt der Geſchichte bezeichnen. Auch Deutſchland wird an dieſem Um⸗ 
ſchwung Theil nehmen. Nachdem unſere Herten, unſere Ritter die alten Han⸗ 
delswege gelehrt erforſcht, folgt der Deutſchen Wiſſenſchaft auch einmal die Deut⸗ 
ſche That. Ein Oeſterreichiſcher Ingenieur unterſucht mit einem Engliſchen und 
Franzöſiſchen die Landenge von Suez, um die Möglichkeit eines Kanals zu er⸗ 
forſchen. Aber Oeſterreich iſt nicht allein bei dieſem preiswürdigen Unternehmen 
betheiligt, ſondern das ganze Deutſchland, beſonders ſeitdem der Gedanke Karls 
des Großen durch König Ludwig verwirklicht worden iſt. Bayern, der Zollverein, 
hat über Wien und Trieſt ein ſtarkes Intereſſe an dem nächſten Wege nach Oftin- 
dien, China, der Oſiküſte Afrika's. Es würde daher ganz in der Ordnung ſein, 
wenn der Zollverein mit Entſchiedenheit ſich des Suezlanals annähme. Nicht 
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allein zu Byzanz, ſondern auch an der Mündung des Nils werden die Geſchicke 
der alten Welt entſchieden. Von hier übt man leicht Einfluß auf Arabien und 
Syrien, von hier geht der nächſte Weg nach Indien. Napoleon ſchreibt 
den 16. Auguſt 1797: „Die Zeit iſt nicht mehr fern, wo wir lernen werden 

daß wir um England in Wahrheit zu zerſtören, Aegypten nehmen müſſen. Das 
weite Osmanenreich, das mit jedem Tage mehr hinſtirbt, ſetzt in die Nothwendig⸗ 
feit, zur rechten Zeit an die Rettung unſeres levantiſchen Handels zu denken.“ 
Schon Leibnitz hatte in einer eignen Denkſchrift den Franzöſiſchen König auf 
den Nil hingewieſen, zunächft um ihn vom Rhein abzuwenden. Wie wichtig das 
nördliche Aegypten für die Zukunft des Welthandels und des Einfluffes auf die 
Weltherrſchaft iſt, leuchtet jedem ein; zur lebendigeren Erinnerung ſetzen wir aber 
noch einige Worte Dropſen's aus ſeiner Geſchichte des Hellenismus hierher: 
„Die Lagiden haben die Straße des Weltverkehrs, den die Natur ſelbſt vorgezeich⸗ 
net, gegründet und zum erſtenmal mit beiſpielloſem Erfolge benutzt, jene Straße, 
die wieder ihr Recht geltend machen wird, ſobald die Verwilderung des morgen⸗ 
läubifchen Lebens und die engherzige Diplomatie der abendländiſchen Mächte auf; 
hören wird, in Verblendung zu wetteifern. Es war eine der größten Conceptio⸗ 
nen Napoleons, mit der Aegyptiſchen Expedition der ſtolzen Meerherrſchaft Eng⸗ 
lands Schach zu bieten. Wenn fie gelang, fo hatte Frankreich einen Vorſprung 
gegen Englaud gewonnen, der für alle Niederlage ſeit dem Tage von Lahogue ent⸗ 
ſchädigen konnte. Wohl erkannte England die Bedeutung des Nillandes. Als 
man endlich jo weit war, das Delta zu occupiren, ſtand nicht mehr die zaͤhe Ener⸗ 
gie Pitt's am Ruder. Das beglückte Attentat auf die Däniſche Flotte konnte eine 
Entſchadigung für den wenig ehrenvollen Rückzug aus Alexandrien ſcheinen; aber 
man hatte den Brückenkopf für Indien verloren. Wie wenig bedeutet dagegen die 
ſtillſchweigende Beſitznahme von Aden! Man wird mehr und mehr zu der Einſicht 
kommen, daß nur durch die Beſitznahme Aegyptens England im 
Stande iſt, den kontinentalen Einflüſſen Rußlands in Afien die 
Wage zu halten. Die Euphratſtraße iſt weder in komerzieller noch gar in po⸗ 
litiſcher Beziehung eine Entſchädigung für das rothe Meer. Wenn in dem Mor 
ment, wo der Zaar das Spiel am Bosporus zu endigen für gut findet, England 
nicht über die Meerenge von Suez gebieten, ſo beginnt für den Oſten wie für den 
Weſten die äußerſte Gefahr. Die Bedeutung jener Gegend von Suez iſt darin 
begründet, daß hier zwiſchen den größten kontinentalen Maſſen der Erdoberfläche 
die tiefften maritimen Einſchnitte find, daß das rothe Meer, der Hafen für 
alle Küſten des Indiſchen Oceans bis Auftralien und China hin 

ſich dem mittelländiſchen Baſſin, dem Hafen für den Weſten r 
Erde, auf wenige Meilen nähert.“ „Allerdings iſt das rothe Meer nichts 
weniger als günſtig für die Schifffahrt. Untiefen, Strudel, Riffe, unſichere 
Rheden, ſchwer zugängliche Häfen find Hemmungen, die nur die Sorgfalt und 
Aſſiduität der Civiliſation zu überwinden vermag. Aber um ein naheliegendes 
Beiſpiel zu wählen, bietet die Nordſee mit ihrer faſt völlig hafenloſen jütiſchen 
Küſte, mit ihren flachen Ufern im Süden, ihren durchziehenden Sandbänken ihren 
labyrinthiſchen Einfahrten in die Deutſchen Flüſſe, um von dem Stader Soll und 
den vergeblichen Transaktionen Deutſcher Flußſchifffahrtskommiſſtonen gar nicht zu 
ſprechen, etwa geringere Schwierigkeiten?“ Aber, muß man fragen, haben denn 
nur Rußland und England die Geſchicke Aſiens zu beſtimmen? Hat nicht auch 
Deutſchland mit Frankreich ſein Schwert in die Wagſchale zu werfen? Droy⸗ 
ſen redet als Hiſteriker und nicht als Publiziſt. Als Hiſtoriker hat er freilich 
noch nichts von Deutſchen Thaten zu erzählen, der Publiziſt aber muß auf ſie hin⸗ 
weiſen, muß fie hervorlocken, eine Pflicht, welche ihm durch das Auftreten Oeſter⸗ 
reichs in neuerer Zeit erleichtert wird. Deutſchland, Oeſterreich weiß, daß es ſich 
überhaupt in ein engeres Verhältniß zu Aegypten ſetzen muß, welches ſehr leicht 
anzubahnen wäre, wenn wir den Bedarf unſerer Fabriken an Baumwolle Möge 
lichſt aus Aegypten bezögen. Aber freilich gehört dazu eine entſchledenere natio⸗ 
nalpolitiſche Zollvereinspolitik ſo wie eine weniger engherzige Verwaltung Aegyp⸗ 
tens! Wir würden dann auch Nordamerika beſſere Bedingungen für unſere Mas 


nufakturerzeugniſſe abgewinnen, wenn wir ihm zeigten, daß wir uns auf unſere 
Vortheile verſtünden; denn wir könnten noch viele Ballen ſeiner Baumwolle ver⸗ 
arbeiten. Jedenfalls aber muͤſſen wir ein ſelbſtſtändiges, neutrales Aegypten er⸗ 
ſtreben, wenigſtens ein Aegypten, welches Deutſchen Einfluß ſeine Thore 
nicht verſchließt. Wie dieß für Aegypten ſegensreich fein wird, jo muß auch 
ein gemeinſames Wirken von Oeſterreich und dem Zollverein nach Außen für die 
innere Entwicklung Deutſchlands höchſt förderlich ſein. Deutſchland muß mit 
nachhaltiger Entſchiedenheit für den Suezkanal, deſſen Möglichkeit ja aus alter 
Zeit feſtſteht, auftreten; denn England wird eine Eiſenbahn fordern, damit die 
Oeſterreichiſchen, Griechiſchen, Italieniſchen und Franzöſiſchen Schiffe nicht einen 
ſo nahen Weg nach Indien finden. Nach den neuſten Nachrichten aus Athen und 
Konſtantinopel wird der Suezkanal vielleicht durch einen auflodernden Krieg hin⸗ 
ausgeſchoben. Möge ein etwaiger Krieg ſo gefühtt werden, daß Selbſtſucht und 

Brutalität die alten Handelswege nicht aufs neue verſchließen dürfen. Möge 
Deutſchland nicht büßen für ſo vieles, was es ſeit einem Menſchenalter ver⸗ 
ſäumt hat. ä 


Berlin. Wegen des Frohnleichnamsfeſtes, das bekanntlich von den Katho⸗ 
liken als hoher Feiertag begangen wird, fand den Zten keine Sitzung des Verei⸗ 
nigten Landtages Statt, da ein Drittheil der Mitglieder deſſelben der katholiſchen 
Konfeſſion angehört. ? 

Die Getreidepreiſe waren auf dem letzten Markte noch gedrückter, als in den 
vorhergegangenen Tagen. Der Wispel Roggen wurde für 96 Thlr. vergeblich 
ausgeboten. Hülſenfrüchte finden jetzt keine Käufer. Man glaubt, daß in die⸗ 
fen, Tagen ſchon der Wispel Roggen für 90 Thlr. zu kaufen fein werde. — Der 
Zudrang zu dem Börfengebäude wegen des von der Kaufmannſchaft dort veran⸗ 
laßten billigen Reisverfaufes, iſt jo groß, daß zur Aufrechthaltung der Ordnung 
bei dem Verkaufe, ſtets mehrere Gendarmen anweſend fein müſſen. Deſſenunge⸗ 
achtet iſt von den Käufern bereits das feſte Gitter cheilweiſe zerſtört worden. — 
Am Mittwoch wurden die Kartoffeln, welche die ſtädtiſchen Behörden verkaufen, 
die Metze bereits für 13 Sgr. abgelaſſen. 

Von einem Habhaftwerden des flüchtigen Wechſelfaͤlſchers Lohſe, worüber die 
Zeitungen fo. viel berichteten, wiſſen hier dabei ſtark betheiligte Bankiers nichts. 
Letztere geben ſchon alle Hoffnungen auf, daß ſie, wenn man ſich auch der Perſon 
deſſelben noch bemächtigen ſollte, irgend etwas von ihrem verlorenen Gelde noch 
werden retten können. — Das Gerücht, daß hier der großartige Dombau in Rück⸗ 
ſicht auf die bedrängte Zeit ſiſtirt werden wird, gewinnt au Konſiſtenz. 
Danzig, den 4. Juni (Danz. D.) Der Buchhändler Gerhard zeigt an, 
daß er in Folge dreier Prozeſſe zu 8 Wochen Gefängniß verurtheilt worden . 
Auf ſeine Bitte habe Se. Maj. der König das Gefängniß in Feſtungshaft verän- 
dert, welche er am 28. Mai in Weichſelmünde angetreten. Am 22. Juli wird 
alſo Hr. G. wieder in Freiheit geſetzt werden. 

Ausland. 


3 ace gie o aD 
Frankfurt a. M. den 31. Mai. Se Königliche Hoheit der Kronprinz⸗ 
Mitregent von Heſſen iſt heute Nachmittag von Kaſſel hier eingetroffen, um ſeinem 
an einem Bodagra - Aufall erkrankten Vater einen Beſuch abzuſtatten; nach dem 
heute ausgegebenen Bülletin befindet ſich Se Königl. Hoheit der Kurfürſt bereits 
wieder wohl. Der Kurprinz⸗Mitregent wird daher bald nach Kaſſel zurückkehren. 
Die ſichere Ausſicht auf eine frühe und geſegnete Ernte und die Ueberführung 
des Marktes drücken die Getreidepreiſe ſehr herunter, und man erwartet in dieſer 
Woche eine neue ſtarke Herabſetzung der Brodtaxe. 

Die monatliche Abrechnung der Börſe lieferte heute ſehr gute Reſultate. Es 
blieben alle Courſe, beſonders die Eiſenbahn-Aktien, durch die beſſere Notirung 
von London, Paris und Berlin (vom. 29. d.) höher und die Abrechnung fand 
keinerlei Schwierigkeit. 8 1 
Detmold. Kürzlich wäre es bald auch hier zu einer Ausweiſung gekom⸗ 
men. 8 Der Preußiſche Referendar Erdman n, der zu Hamm wegen einer Ver⸗ 
ſpottung des Abendmahls zur Unterſuchung gezogen und dann aus dem Staats- 
dienſt entlaſſen worden war, hatte ſeinen Aufenthalt bei Verwandten hier auf ei⸗ 
nem dorſe genommen und ſich nicht enthalten koͤnnen, ſeine atheiſtiſchen Grund⸗ 
ſätze in den Wirthshäuſern bei Bier und Wein öffentlich auszukramen, mit Feuer⸗ 
bach ꝛc. zu belegen und ſelbſt den Bauern, nachdem er ſie mit Branntwein trak⸗ 
tirt, vorzupredſgen, daß es keinen Gott und keine Ewigkeit gebe. Auf geſchehene 
Anzeige, der übrigens die Verwandten nicht fern geblieben ſein mögen, die ein 
Intereſſe daran hatten, den wilden Raiſonneur loszuwerden, ertheilte die Regierung 
dem betreffenden Amte den Auftrag, eine Unterſuchung einzuleiten, in deren Folge 

Hr. Erdmann wohl des Landes verwiefen worden ſein würde, hätte er es nicht 

vorgezogen, ſich frühzeitig aus dem Staube zu machen. 

8 Den wegen der Neumünſterſchen Bolteverfommbung mit fiskaliſchem Prozeß 
belegten Obergerichtsadvokaten Beſeler in Schleswig und Dr. Lorenzen in 
Kiel iſt am 29. Mal die Anklageſchrift wa mi Ant Vorladung vor das Hol⸗ 

52 N mhergei zugefertigt 4 . 60 Derbankfung (Anklage und 
- Bertbeibigung) wird öffentlich und mund! ger Gn 5 10 „Gegen Hrn. Beſe⸗ 

45 als Präsidenten jener Berſammlung it auf Entziehung feiner Beſtalung als 

7 und Star und auf zweijährige Feſtungshaft, gegen Hen. Lorengen als 
Verfaſſer der Reumünſterſchen Adreſſe auf vierjährige Feſtungshaft vom Ankläger 
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angetragen. Das den Angeſchuldigten zur Laſt gelegte Verbrechen iſt hauptſaͤch⸗ 
lich Majeſtätsbeleidigung, außerdem auch Verſuch der Aufreizung des Volks zur 
Unzuftiedenheit und Widerſetzlichkeit gegen die Staatsregierung; und gegen Hrn. 
Beſeler wird noch behauptet, er habe durch fein Verhalten in der Verſammlung 
den von ihm als Advokat geleiſteten Homagidleld verletzt. f 
Frank r ei d. a — 
Paris, den 31. Mai. Der Kanzler und die Kommiſſion des Pairshofes 
ſollen Herrn Renouard damit beauftragt haben, den Bericht über die Inſtruktion 
des Prozeſſes gegen General Cubieres zu erſtatten. Bis zur Verleſung dieſes 
Berichts hat die Kommiſſion ſich vertagt. Man glaubt nicht, daß der Bericht 
vor vierzehn Tagen wird zur Kenntniß des Pairshofes gebracht werden können. 
Die Regierung hat heute bereits die amtlichen Berichte des Marſchall Bugeaud 
vom 17. und 18. Mai über die geſtern erwähnten Gefechte mit den Kabylen 
veröffentlicht. Sie ſind aus dem Bivouak am rechten Ufer des Sahel-Fluſſes 
bei dem Stamm der Beni Abbes, vier Tagemärſche von Bugia, datirt. Die 
Truppen, welche unter Bugeaud's Oberbefehl von Algier durch das Gebiet der 
noch nicht unterworfenen Kabylen nach Bugia marſchirten, waren in jener Gegend 
von dem mächtigen Stamm der Beni Abbes während der Nacht angegriffen wor⸗ 
den. Die Kabylen unterhielten anfangs ein ſehr lebhaftes Feuer, und da die 
Franzoſen im Lager blieben, um Vorbereitungen zu einem Angriff zu treffen, ſo 
glaubten ſie, dieſelben vernichtet zu haben. Als aber am 17. um 3 Uhr früh 
die Reveille geſchlagen wurde, blieben nur zwei Bataillone bei dem Gepäck zurück; 
die übrigen erſtürmten die Anhöhen und nahmen nach einander mehrere Dörfer. 
Der Widerſtand war hartnäckig, denn die Franzoſen hatten 57 Mann an Todten 
und Verwundeten. Drei Dörfer mit Pulver- und Waffen⸗Fabriken wurden nie⸗ 
dergebraunt Der Verluſt der Kabylen war ſehr beträchtlich; noch an demſelben 
Abend haben die Häuptlinge ihre Unterwerfung angeboten, und dieſelbe iſt ange- 
nommen worden. Auch General Bedeau, der ſich noch nicht mit dem Truppen⸗ 
Corps des Marſchalls vereinigt hatte, war unfern Bugia's von den Kabylen an⸗ 
gegriffen worden, hatte dieſelben aber ebenfalls, mit Verluſt eines jungen tapferen 
Offiziers, Bitard⸗Desportes, geſchlagen und zur Unterwerfung genöthigt. Außer 
dieſen Berichten iſt der Regierung noch eine telegraphiſche Depeſche aus Algier 
vom 26. Mai zugegangen, worin der Marſchall dem Kriegs⸗Miniſter meldet: 
„Das ganze Centrum von Groß⸗Kabylien, von Bug ia bis Se⸗ 
tif und Hamſa, iſt am 24. in einer feierlichen Verſammlung 
der Repräſentanten von ungefähr 24 Stämmen organiſirt wor⸗ 
den. Wir haben die Oberhäupter ernannt und mit ihrer Würde bekleidet. Die 


Kabylen ſind einer mäßigen Auflage unterworfen; fie follen die Verbindungen 
ſichern und die Transporte leiten. 


Die beiden Kolonnen werden in kleinen Tage⸗ 
märſchen nach Setif und Algier zurückkehren und die auferlegten Bedingungen in 
Ausführung bringen. Ich bin heute in Algier angelangt.“ Die unternommene 
Expedition ſcheint alſo mit dieſer Kabylen-Unterwerfung beendigt zu fein. A 

Am 25. d. iſt das Geſchwader des Prinzen von Joinville von Toulon unter 
Segel gegangen; es iſt noch um 4 Schiffe vermehrt worden und beſteht nun aus 
6 Linienſchiffen, 2 Fregatten, 3 Dampf⸗ Fregatten und einer Dampf» Korvette, 
die zuſammen 900 Kanonen tragen. Das Geſchwader ſoll ſich nach dem Golf 
Juan, Civita⸗Vecchia, Neapel und Algier begeben und nach einem Beſuche an 
den Spaniſchen Küſten nach Toulon zurückkehren. 

Spanien. ? 

Madrid den 25. Mai. Geſtern Abend hat die Königin den hieſigen Pa⸗ 
laſt wieder bezogen, und ſaͤmmtliche Minifter find von Aranjuez zurückgekehrt. 
Der König verweilt fortwährend im Pardo und beſchäftigt ſich mit der Kaninchen⸗ 
jagd und Billardſpiel. Der General Serrano traf geſtern einige Stunden früher 
als die Königin hier ein. ' 

Das Gerücht, daß die Beſatzung von Saragoſſa ſich gegen die Regierung 
erklärt und die Herzogin von Montpenſter als Königin ausgerufen hätte, welches 
geſtern hier in Umlauf geſetzt wurde, hat ſich bis jetzt nicht beſtätigt, obgleich das 
Einſchreiten der hieſigen Generale in die Staats⸗Angelegenheiten und die Art und 
Weiſe, auf welche fie den freien Willen der Königin zu beſchraänken ſuchen, leicht 
zu einem ſolchem Aufſtande der Truppen führen könnte. Die Blätter der ultra⸗ 
moderirten Partei leugnen keinesweges, daß der General Don Joſé de la Concha 
ſich nach Aranjuez begab, um der Königin im Namen ſeiner Kameraden mit dem 
Abfalle der Truppen zu drohen. Noch weniger erklären ſich dergleichen Demon 
ſtrationen der bewaffneten Macht, aus denen die Ufurpation Eſpartero's hervot⸗ 
ging, für verfaſſungswidrig und tadelnswetth. Der Heralde meint nur, daß 
fie höchſtens überflüſſig wären. 8 

Die periodiſche Preſſe fährt indeſſen fort, die bedenklichen Folgen zu erörtern, 
welche aus der beſtehenden Trennung des Königlichen Ehepaares hervorgehen können. 

Großbritannien und Irland. 15 8851 

London den 27. Mal. Se. Kalſetl. Hoheit der Großfürſt Konſtantin von 
Rußland war geſtern bei der Königin zur Tafel im Buckingham ⸗ Palaft und iſt 
von derſelben für die Woche während der Askott Rennen nach Windſor eingeladen 
worden. f i 

Es befrätige ſich, daß am 21ſten die bevollmächtigten Miniſter Frankreichs, 
Spanien und Portugals mit Lord Palmerſton eine Konferenz gehabt haben, in 
welcher eine Intervention in Portugal beſchloſſen wurde, und zwar durch die See⸗ 
Streitkräfte Englands, Frankreichs und Spaniens und durch ein Armer Corps 
von Seiten Spaniens. Das Prototoll der Konferenz vom 21ſten enthält darüber 
Folgendes: „Der Portugieſiſche Bevollmäthtigte hat etklärt, er habe von ſeiner 
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Regierung die Nachricht erhalten, daß die Bemühungen des Oberften Wylde und 

der Marquis d' Espana in Porto, dem Bürgerkriege in Portugal durch die der 

Junta zu eröffnenden Bedingungen ein Ende zu machen, vergeblich geweſen wä⸗ 
ten. Er hat hinzugefügt, daß er von Ihrer Majeſtät der Königin von Portu⸗ 
gal beauftragt fei, den ſchan einmal von derſelben gethauen Schritt bei denjenigen 
ihrer Bundesgenoſſen zu erneuern, welche an dem Vertrag vom 22. April 1834 
a Theil enommen hätten, um von dieſen den nöthigen Beiſtand zur Pacification 
ihrer Staaten zu erlangen.“ Der Portugiefifche Geſandte, Baron von Mont⸗ 
cotvo, ſetzte hierauf die bekannten vier Bedingungen auseinander, welche der 
Junta von Porto von Seiten Englands im Namen der Königin angetragen, von 
ihr aber verworfen wurden; Lord Palmerſton beſtätigte dies, und die drei Be⸗ 
vollmächtigten Spaniens, Englands und Frankreichs beſchloſſen darauf, dem An- 
trage des Pottugieſiſchen Geſandten zu willfahren. Es wurde demgemäß von 
den Bevollmächtigten der vier Mächte feſtgeſetzt, daß die der Königin von Portu⸗ 
gal verſprochene Hülfe ſofort gewährt werde, und zwar machten nach dieſem Be⸗ 
ſchluß die Bevollmächtigten Spaniens, Frankteichs und Englands ſich auheiſchig, 
daß die Streitkräfte ihrer Regierungen zur See ſogleich und in Verbindung mit 
den Seeſtreitkräften der Königin von Portugal jede von den Befehlsbabern dieſer 
vereinigten Streitkräfte nöthig oder gut befundene Operation vornehmen ſollten, 
um das Ziel dieſes gemeinſchaftlichen Aktes zu erteichen, und der Bevollmächtigte 
Spaniens machte ſich außerdem noch verbindlich, daß ein Truppen⸗Corps, deſſen 
Stärke von den Regierungen Spaniens und Portugals näher feſtgeſtellt werden 
wird, in Portugal eindringen ſoll, um mit den Truppen der Königin von Por⸗ 
tugal gemeinſchaftlich zu operiren, und daß dieſe Truppen nach zwei Monaten 
oder nachdem der Zweck ihrer Expedition erreicht ſei, ſogleich das Territorium 
wieder räumen ſollen. Unterzeichnet ift dieſes Protoll von den Herren Kavier de 
Iſturiz, Grafen Jarnae, Lord Palmerſton und Baron von Moncorvo. 

Durch die Abnahme der Fabrikthatigkeit zu Mancheſter befinden ſich jetzt dort 
16 — 20,000 Perſonen, die unterftügt werden müſſen und der Stadt wöchentlich 
1000 Pfd. Sterl. koſten. 

In dem jetzt veröffentlichten, durch den Oberſten Wylde überbrachten Schrei⸗ 
ben des Britiſchen Geſandten in Liſſabon, Sir Hamilton Seymour, an 
den Grafen das Antas in Oporto, heißt es mit Bezug auf die mögleiche Ableh⸗ 
nung det gemachten Vergleichsvorſchläge: „Mit dem natürlichen Widerwillen, wel» 
cher empfunden werden muß, wenn man gegen einen Mann von Ehre und aus⸗ 
gezeichnetem Charakter die Sprache der Drohung erhebt, werde ich mich darauf 
beſchränken, zu bemerken, daß, ſollten dieſe Aufforderungen bedauerlicher Weiſe 
unbefolgt bleiben, die Regierung Ihr. (Britiſchen) Majeſtät, mit wie großem 
Widerſtreben auch, doch genöthigt fein wird, mit den Regierungen von Spanien 
und Frankreich ſolche weitere Maßnahmen zu vereinbaren, wie die Umſtände fie 
unvermeidlich machen könnten.“ Das dabei befindliche Schreiben des Spaniſchen 
Geſandten L. de la Torre Ayllon fordert einfach zur Nachgiebigkeit auf, ohne 
einen drohenden Ton anzuſtimmen. 

Der Capitain der Handelsbrigg „Frances“ berichtet, daß vor acht Tagen, 
als er mit feinem Schiffe zwei Stunden von der Achilleinſel an der Nordweſtküſte 
von Irland vor Anker lag, plötzlich 9 Boote mit 36 Bewaffneten von der Küſte 
abſtießen, an die Brigg pfeilſchnell heranführen und nun mit Gewalt an Bord 
gingen, wo ſie eine Lebensmittel⸗Ladung zu finden glaubten, deren Auslieferung 
ſie forderten. Sie überzeugten ſich aber bald, daß die Ladung in Zucker beſtand, 
und der Capitain mußte ihnen nun ſeinen ſämmtlichen Proviant hinaufſchaffen, 
über den ſie, beſonders über den Schiffszwieback, mit ſolcher Gier herſielen, daß 
wenig übrig blieb. Nachdem ſie ſich geſättigt hatten, verließen ſie ohne ſonſtige 
Gewaltthat das Schiff. 

London den 28. Mai. Der neue Lord⸗Lieutenant von Irland, Graf Cla⸗ 
rendon, iſt in Dublin eingetroffen und hat ſogleich ſeinen Amtseid abgelegt. 

Zur Feier des an der Königin fand geftern im Buckingham Palaſt 
ein ſehr zahlreich beſuchter Hofzirkel ſtatt, bei welchem auch der Großfürſt Kon⸗ 
ſtantin von Rußland, ſo wie der Erbgroßherzog und die Erbgroßherzogin von 
Sachſen⸗Weimar, anweſend waren. Heute iſt Konzert am Hoſe, in welchem 
neben Jenny Lind die erſten Sänger der Italieniſchen Oper mitwirken werden. 

. (B. H.) Heute haben beide Häuſer des Parlaments ihre Sitzungen wieder 
begonneu, und in beiden wurden Anfragen an die Miniſter geſtellt in Betreff der 
Portugleſiſcheu Verhältniſſe. Im Unterhauſe war es Herr Hume, der die 
Sache zur Sprache brachte. Lord Palmerſton erwiederte darauf, es ſeien 
dwiſchen. den Regierungen von Frankreich, Spanien, Großbritannien und Portugal 

mangements getroffen worden wegen Unterdrückung der Infutrektion in dem letzt⸗ 
genannten Lande. Die Bill wegen Abkürzung der Dienſtzeit im Heere wurde zum 
drittenmale verleſen und angenommen. 

Auch e behaupten jetzt, daß das Parlament noch vor dem Ende 
bes nächſten Monats werde aufgelöst werden; fie fügen hinzu, daß das neue 
Parlament ſchon im Herbſte dieſes Jahres zu einer Supplementar-Seſſion einbe⸗ 
ruſen werden ſolle. N ng | 

En. 
Rom den 21. Mal. (N. K.) In einem Cirkular, welches der Kardinal⸗ 


Staats ⸗Sekretair Gizzi dieſer Tage über den Schuld- Arreſt erlaſſen, wird verſt⸗ 


chert, daß Se. Heiligkeit ſeit längerer Zeit mit dem Plane einer Reſorm der 
Handelsgeſetzgebung ſich beſchäftigt. 

Morgen findet die feierliche, durch eine Verſammlung der hieſigen Ordens. 
Milglieber und der Deputirten aus allen auswärtigen Provinzen bewirkte Wahl 


theuerer bezahlt als im vorigen Jahre. 


eines Genetals des Kapuziner⸗Ordens ſtatt. Außer dem General ſelbſt werden 
noch ein General⸗Prokurator und 6 Definitoren gewählt. Aus jeder Provinz des 
Auslandes ſind 3 Deputirte gegenwärtig, mit Ausnahme von Wien (Oeſterreich), 
Böhmen und Grätz, denen die Regierung die aktive Theilnahme am dieſem Wahl⸗ 
akte nicht verſtattet hatte. Auch in Beziehung auf dieſe Wahl hat Se. Heiligkeit 
eine weiſe und treffliche Verordnung erlaſſen, indem nämlich die zu wählenden 
Definitoren nicht blos Italiener, ſondern auch Ausländer und namentlich Deutſche 
fein ſollen, damit auf dieſe Weiſe Einheit und eine richtige Berückſichtigung der 
eigentlichen Verhältniſſe jener Länder bei allen allgemein gültigen Anordnungen 
des Ordens erzielt werden möge. 

Neapel den 20. Mai. (A. 3.) Der am 27. Januar d. J. mit Preußen 
im Namen der Zollvereins⸗Staaten auf die Dauer von zehn Jahren abgeſchloſſene 
Schifffahrts⸗ und Handels Vertrag hat die Königliche Ratifikation erhalten. 

Düne se SSR 

Konftantinopel den 18. Mai. Die kriegeriſche Hitze, welche 
jüngſthin die Griechen belebte, hat ſich abgekühlt, ſeit Rußland ſie aufzugeben 
ſcheint; aber dieſelbe Hitze iſt unter dem anſcheinenden Ruſſiſchen Einfluß in das 
Türkiſche Kabinet gedrungen. Ibrahim Bey, ein erfahrener General, iſt an die 
Griechiſche Grenze geſchickt worden, um dort den Ausgang dieſer Angelegenheit 
zu erwarten, welche mittels der Ruſſiſchen Intriguen die Wichtigkeit einer diplo⸗ 
matiſchen Verwickelung, die man nicht mehr paſſend zu ſchlichten weiß, angenom⸗ 
men hat. Während nun dieſe Frage auf ernſte Weiſe verhandelt wird, bilden 
die Folgen des von dem Ruſſiſchen Geſandten gegebenen Balles, deſſen 
wir neulich gedachten, einen ſeltſamen Gegenſatz zu der ſchwierigen Lage der Dinge. 
Ungeachtet die hohen Würdenträger der Pforte ihre Theilnahme an dieſem Balle 
verweigerten, erfüllt doch noch immer die Erzählung von ſeinem Glanz und ſeiner 


Pracht die chriſtliche Bevölkerung von Konſtantinopel mit einem wahrhaften Tau⸗ 


mel. Madame Uſtimoff iſt die Löwin des Tages in der von den Jüngern Mo⸗ 
hammed's eroberten Stadt; die jungen Griechiſchen Schönheiten fhmüden ſich 
nur à la Uſtimoff, man grüßt ſich und konverſirt à la Uſtimoff. Das leichte 
Phantom der Mode und des Vergnügens flattert auf der Oberfläche der Haupt⸗ 
ſtadt dieſes alten Reichs, in deſſen Tiefen das Unheil brütet und welches noch 
ungekannte Geſchicke bedrohen! Wie Dem auch ſei, alle dieſe kleinen Mittel des 
Ruſſiſchen Einfluſſes, für ſo kleinlich und unſcheinbar ſie auch gelten mögen, bil⸗ 
den im Ganzen ein diplomatiſches Vorpoſtencorps, gefährlich genug, um den 
Argwohn namentlich Oeſterreichs zu wecken. Anders wenigſtens wüßten wir uns 
die kleine Spannung kaum zu erklären, welche zwiſchen den beiderſeitigen Geſandt⸗ 
ſchaften ſeit dem Feſt Uſtimoff's herrſcht. Gewiß iſt es dabei die dem Gleichge⸗ 
wichte geſährliche Politik des Ruſſiſchen Kabinets ungleich mehr, was die Auf⸗ 
merkſamkeit der Oeſterreichiſchen Diplomatie aufregt, als die wenn auch noch ſo 
hochfahrende Perſönlichkeit des Geſandten. — Frankreich beharrt im Orient 
in ſeiner Zaghaftigkeit und ſeiner Unkenntniß des Standes der Dinge. Was 
Eugland anlangt, fo wollen wir es nicht tadeln, daß es zu den Türken hält, 
aber feine Eiferſucht auf den kümmerkichen Franzöſiſchen Einfluß läßt es oft ſchwere 
Misgriffe begehen. Dahin gehört ſein Eifer, das Miniſterium Kolettis aufs 
äußerſte zu verfolgen. Das iſt ein jedenfalls nationales Miniſterium, den Ruſ⸗ 
ſen feindlich, und hat ſeinem Lande mehrfache Dienſten geleiſtet. Der Sturz 
deſſelben iſt im nächſten Intereſſe Rußlands, was dadurch den König Ottto von 
Denen, die ihm wohl wollen, trennen und dann die Reihe des Stürzens auch 
an ihn kommen laſſen würde. Daß ſich Peußen in den hieſigen Angelegenheiten 
jetzt wieder zu der Ruſſiſchen Seite neigt, iſt hier ſehr aufgefallen und hat die 
ſeltſamſten Auslegungen erfahren, deren Grund oder Ungrund ſich von hier aus 
ſchwerlich beurtheilen laßt. In jedem Fall iſt dringend zu wünſchen, daß die 
Griechiſch-Türkiſche Differenz eine friedlichere Wendung nähme. Ginge es im 
zeitherigen Zuge fort, ſo würden die nächſten und gewiſſeſten Folgen der Sturz 
des ſchon bedeutend geſchwächten Miniſteriums Kolettis und vielleicht ein Kabinets⸗ 
wechſel bei der Pforte ſein. Beides würde der Ruſſiſchen Diplomatie leichtes 
Spiel machen und konnte die Sicherheit des Türkischen Reichs und das Gleichge⸗ 
wicht von Europa gefährden. 
Vermiſechte Nachrichten. 

Poſen den 5. Juni. (Wollmarkt.) Obgleich der Markt erſt Montag 
den 7ten feinen Anfang nimmt, fo waren doch ſchon geſtern, Freitag Nachmittags 
27283 Centner Waare zu Markte gebracht, und da ſeitdem die Zufuhr unauf⸗ 
hörlich fortdauerte und große Quantitäten eingingen, fo belief ſich heute Nach⸗ 
mittag das Quantum auf 6963 Centner. Der bei weitem größere Theil if in 
den Häuſern am Markt und auf der Neuſtadt untergebracht, fo daß verhäftitiß. 
mäßig wenig im Freien lagert. An Käufern fehlt es nicht und bedeutende Maſſen 
— geſtern Nachmittag 3438 Ctur. — ſind bereits verkauft, und zwar zu 
Preiſen, welche die vorigjährigen bedeutend überſteigen. Die erſten Verkäufer ha⸗ 
ben ein Plus von 7 bis 8, ja 10 Thaler, einzelne ſogar 15 Thaler erhalten ; 
fpäter hat ſich der Aufichlag für feine Waare auf 4 — 5 Thaler, für Mittel: 
und grobe Waare auf 5—6 Thaler firirt. Die Zufuhr dauert heute lebhaft fort. 

Poſen den 6. Juni. Die Wollzufnhr dauert auch heute ſtark fort und in 
dieſem Augenblick dürfte wohl ſchon das Doppelte des geſtrigen Quantum zu 
Markte gebracht ſeyn. Heute wurde der Centner durchſchnittlſch um 6 Thaler 
Die eifrigſten Käufer ſind Berliner und 


Niederländer. x 
In Berlin hat am 28. Mai ein zweites Pferdefleiſchdiner ſtattge⸗ 
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funden, bei dem an 60 Perfonen, darunter auch mehrere Damen, Theil nahmen 
und wozu ein ſiebenjähriges Wagenpferd den Stoff hergab. Namentlich vom 
Braten rühmt man die Aehnlichkeit mit Hirſch⸗ oder Rehbraten. Das Borurtheil 
gegen das Pferdefleiſch war ſchon etwas geſunken; denn als die Kunde von dieſem 
zweiten Diner ins Publikum drang, war der Andrang von Fleiſchbegehrenden ſo 
groß, daß in kurzer Zeit 200 Pfund Fleiſch von dem dem Gewichte nach 4 Ctr. 
wiegenden Pferde, als für das Diner ſelbſt entbehrlich, vertheilt worden waren. 

Aus Brieg ſchreibt man: „Mehre Fabrikanten, die bisher in unſerer Straf- 
ſtalt nach einem gewiſſen Accord durch Gefangene Waaren fertigen ließen und da⸗ 
bei zum Theil viel verdienten, beabſichtigen jetzt, dem Vernehmen nach, ihre 
Kontrakte mit gedachter Anſtalt bei demnächſtigem Ablaufe nicht mehr zu erneuern, 
ſondern die Aufträge freien Arbeitern zu übergeben. 

Offiziellen Berichten zufolge, befanden ſich im Jahre 1843 im Preußiſchen 
Staate 206,050 Juden, während die Zählung von 1840 deren nur 194,558 
ergab; die unverhältnißmäßige Zunahme derſelben, der übrigen Bevölkerung ge⸗ 
genüber, ſchreiben die Behörden der geringeren Sterblichkeit unter ihnen zu, wo⸗ 
von wiederum der Grund in ihrer Sorgfalt für das geregelte Familienleben und 
Mäßigkeit geſucht wird. In der Provinz Schleſien lebten im Jahre 1843 28,606 
Juden, wovon allein in Breslau 6339. 
Sachſen die wenigſten (4222). Auf die Rheinprovinz kommen 27570, auf 
Preußen 27,540, Weſtphalen 14,405, Pommern 7716, auf Brandenburg 
endlich 16,116, davon allein auf Berlin 8263. In der ganzen Monarchie 
find 33,666 jüdiſche Kinder ſchulpflichtig, davon beſuchen 15,026 chriſtliche 
Schulen, 478 erhalten Privatunterricht und die übrigen beſuchen jüdiſche Schulen. 
In Schleſien beſuchen 3099 chriſtliche Schulen, 1690 jüdiſche Lehranſtalten und 
76 erhalten Privatunterricht. . 

Berlin. Die von uns bereits erwähnten „Mittheilungen aus der Verwal⸗ 
tung der geiſtlichen u. ſ. w. Angelegenheiten“ — deren Redaktion, wie wir nach⸗ 
träglich bemerken, Herr Richter, Profeffor der juriſtiſchen Fakultät an hieſiger 
Univerſität, beſorgt — enthalten in drei Tabellen eine vergleichende Ueberſicht 
des Docenten-Perſonals und der Studirenden in den Winterſeme⸗ 
ſtern 1839 — 40 und 1846 — 47, fo wie der Einnahmen und Ausgaben der 
Preußiſchen Univerſitäten nach den Etats für 1840 und 1847. Die⸗ 
ſer Ueberſicht zufolge betrug die Geſammtzahl der an den ſechs Preußiſchen Uni⸗ 
verſitäten (Berlin, Bonn, Breslau, Halle, Greifswald und Königsberg), fo 
wie an der Akademie in Münſter und dem Lyceum Hoſianum in Braunsberg ange⸗ 
stellten akademiſchen Docenten im Winterſemeſter 1846 — 47: 495 (46 mehr 
als 1839 — 40). Die Zahl der Stubirenden auf den genannten Univerfitäten 
und Akademien betrug im Winterſemeſter 1846 — 47: 5065 (67 weniger 
als 1839 — 40). Der Koſtenaufwand für jene Anſtalten beläuft ſich im Jahre 
1847 auf 581,981 Thlr. (79,981 Thtr. mehr als im Jahre 1840) Was 
die Univerſität Berlin ſpeziell betrifft, ſo hatte ſie im Winterſemeſter 1839-40 

142 Docenten und 2236 Studenten, im Winterfemefter 1846 - 47 167 Do⸗ 
eenten und 1984 Studenten. Ihre Einnahme betrug 1840: 129,205 Thlr. 
(davon aus Staatsfonds 125,407 Thlr.), fie beträgt 1847: 152,673 Thlr. 
(davon aus Staatsfonds 148,822 Thlr.) — Zu Beſoldungen der Profeſſoren 
und Lehrer an ſämmtlichen genannten Anſtalten werden verwendet: 305,375 
Thlr.; zur Unterſtuͤtzung der Studirenden: 23,274 Thlr.; für Hülſs-⸗Inſtitute 
und Sammlungen: 169,548 Thlr.; für die akademiſche Verwaltung: 38,796 


Unſere, am heutigen Tage vollzogene eheliche Ver⸗ 
bindung beehren wir uns Verwandten und Freun⸗ 
den, ſtatt jeder beſondern Meldung, hierdurch ganz 
ergebenſt anzuzeigen. 
Berlin, den 30. Mai 1847. 
Julius Bohm, Gaſthofsbeſitzer. 
Julie, geb. Sachs, verehelicht gewe⸗ 
ſene Majonek. 


b) die Michalin a, 
von Koſzutska, 


Bninska, 


nora, 


Poſen hat die meiften (79,575), 


a) die verwittwete von Mlicka, Marianna 

geborne von Moszezenska, 
verehelichte 
c) die Pauline, verehelichte von 


d) Valeria, Salina u. Eleo— 


Thlr. Als bemerkenswerth mag noch hervorgehoben werden, daß bei einem Ver⸗ 
gleiche der Frequenz der Univerfitäten sc. von 1840 und 1847 ſich für das letztere 
Jahr eine Verminderung der Theologie Studirenden in den evangeliſch⸗theolog⸗ 
ſchen Fakultäten um 285 gegen das Jahr 1840 ergiebt, was, wie die „Mit⸗ 
theilungen“ bemerken, ſeinen Grund wahrſcheinlich darin hat, daß über 1800 
Kandidaten der evangeliſchen Theologie auf Anſtellung warten. (B. 3.:9) . 

München. Hier iſt vor wenigen Tagen ein bedeutender Pretioſen⸗Diebſtahl 
bei einer vielgenannten Dame begangen worden, in Folge deſſen auf höchſten Be⸗ 
fehl im Beiſein der Beſtohlenen polizeiliche Recherchen in den hieſigen Leihhäuſern 
ſtattfanden. Es ſoll ſich aber nichts vorgefunden haben. Von jener Dame, die 
jüngſt ihr eigenes prachtvoll eingerichtetes Haus in der Barrenſtraße bezogen hat, 
iſt übrigens jetzt im Publikum wenig mehr die Rede. (M. 3.) 

Die vom März uns vorliegenden Nummern des in der Capſtadt erſcheinen⸗ 
den Verzamelaar enthalten Mittheilungen über die gelungenen Verſuche mit 
dem Anbau von Baumwolle in Natal. Von beſonderer Wichtigkeit war 
es, daß die Kaffern immer geneigter wurden, in den Pflanzungen zu arbeiten. 
In einzelnen waren über hundert, zum Theil Weiber, jetzt beſchäftigt, wo noch 
vor einem Jahre kaum acht bis zehn zu haben waren. Es hat ſich zur Erweite⸗ 
rung der Baumwollenkultur bereits eine Kompagnie mit 20,000 Pfd. St. Be⸗ 
triebskapital gebildet, die auf 2000 Altien à 10 Pfd. St. aufgebracht werden 
wovon 1500 allein in der Capſtadt an namentlich aufgeführte Häufer untergebracht 
waren. Ein geborener Deutſcher, Herr Bergtheil aus Baiern, Theilhaber der 
Firma Jung u. Comp. in Natal, hat den Plan dazu ausgearbeitet. Man hofft 
zugleich durch die Vermittelung deſſelben eine Anzahl Deutſcher Anſiedler für die 
Kolonie zu erlangen, und der Verzamelaar ſpendet bei dieſer Gelegenheit Deut⸗ 
ſcher Betriebſamkeit und Ausdauer große Lobſprüche. Boden und Klima in Natal 
werden als der Baumwollenkultur ſehr günſtig bezeichnet; auch haben die nach 
England geſchickten Proben daſelbſt erbauter Baumwolle in Liverpool und Man⸗ 
cheſter ſehr vortheilhafte Beurtheilung erfahren und find auf 51 bis 7 Pence dort 
das Pfund tarirt worden. 

Die Berl. Z.-H. enthält folgenden Landtags- Aktien- Bericht. Preu⸗ 
ßen iſt um 50 PCt. geſtiegen; Deutſchland ſteigt fortwährend; der König hat 


perſönlich 300 pCt. gewonnen: Radikale ſind beinahe auf Null geſunken; Ortho⸗ 


dors Dogmatifehe ſtark gefallen; Büreaukraten werden wahrſcheinlich den alten 
Stand nie mehr erreichen; Abſolutiſten weichen auch; Proletarier und Bebrängte 
ſind im Steigen und werden wohl auf pari kommen. Ueberhaupt ſcheint ſich zum 
allgemeinen Beſten eine vollſtändige Ausgleichung vorzubereiten. 

London. In einem 7 Miles von Omagh entfernten Orte lebt jetzt ein 
Mann Namens Taggart, 121 Jahr alt, der mehrmals in der Woche nach Omagh 
zu Fuß wandert, um feinen dort wohnenden 99 jährigen Sohn zu beſuchen, wel⸗ 
cher 70 Jahre lang Handelsreiſender war. 

(Naher Tod der Lokomotiven.) Nach dem Gateshead Obſerver wer⸗ 
den nun auch die Lokomotiven nicht mehr lange zu leben haben. Hr. William 
Martin will eine Erfindung gemacht haben, durch welche die Lokomotive überflüßig 
wird. Er braucht weder Coacks noch Dampf und ſchreitet zur Handarbeit zurück. 
Zwei oder drei Leute, die an einer Kurbel drehen, werden einen Convoi mit der 
Schnelligkeit „geſchmierten Blitzes“ (wie die Amerikaner ſagen würden) fortbewegen! 
Pioſen, den 7. Juni. Die Allg. Preuß. Zeitung vom 6. iſt geſtern Abend 
hier nicht eingetroffen. ’ 


Tabak⸗ und Cigarren = Auktion. 


Um gänzlich zu räumen wird die Auktion von 


Geſchwiſter Pack⸗, Rollen- und Schnupftabat, Eigarren, ſowie 
verſchiedenen Fabrik⸗Uutenſtlien ꝛc. im Witkowski⸗ 

von ſchen Haufe, Sapichaplatz No. 3., Donnerſtag 
Mlicki. den loten Juni Vormittags von 9 und Nach⸗ 


mittags von 3 Uhr ab fortgeſetzt. Anſchü tz. 


La soirde musicale de M. Servais 
aura lieu Mardi, 8. Juin, à 5 heures dans la 
nouvelle Salle de l’Odeon, Bäckerstrasse. 

On peut se procurer des billets, dans tous les 
magazins de musique, chez MM. les freres Rich- 
ter, à cöt& de Thötel de Dresde, ainsi que chez 
MM. les Confiseurs Prevosti et Freundt au 
prix de 1 thaler les places r&servees et 20 Silbergros 
les places non réservées; à la caisse: 5 Silbergros 
de plus. 

ä— f—V— . .ͤö! —ͤ—m —— — 
Nothwendiger Verkauf. 
Ober⸗Landesgericht zu Bromberg. 

Das im Mogilnoer Kreiſe belegene adelige 
Gut Orchowo O. No. 8. landſchaftlich abeſchätzt 
auf 107,042 Rthle. 28 Sgr. 5 Pf foll am 10 ten 
November d. J. Vormittags um 11 Uhr an or- 

dentlicher Gerichtsſtelle ſubhaflirt werden. Taxe, 
Hypothekenſchein und Kaufbedingungen können in 
der Regiſtratur eingefehen werden. „ 

Die dem Aufenthalte nach unbekannten Gläubi⸗ 

ger, nämlich: 


als Erben des Gutsbeſizers, Obriſten Maximi⸗ 
lian v. Mlicki werden hierzu öffentlich vorgeladen. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land- und Stadtgericht zu Poſen. 
Erſte Abtheilung, den 7. April 1847. 


Das dem Maurermeiſter Albert Schlarbaum 
gehörige Grundſtück, No. 231/232 St. Martin zu 
Poſen, abgeſchätzt auf 39,019 Thlr. 13 Sgr 4 Pf. 
zufolge der, nebſt Hypothekenſchein und Bedingun⸗ 
gen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll am 
24ſten November 1847 Vormittags 10 Uhr an 
ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Auktion. 

Dienſtag den Sten Juni d. J. Vormittags 9 Uhr, 
ſoll in der Gerberſtraße No. 42. der Nachlaß des 
verſtorbenen Schuhmachermeiſters Anton Grun⸗ 
wald, beſtehend in Gold- und Silbergeſchirr, Uhren, 
son, Kupfer, Leinenzeug und Betten, Möbel und 

ausgeräth, Kleidungsſtücken, Wäſche, fertigen 
Stiefeln und allerhand Vorrath zum Verkauf und 
Handel meiſtbietend öffentlich verkauft werden. 

Poſen, den 7. Juni 1847. 


Große Champagner und Wein⸗Auktion. 

Montag den Tten, Dienſtag den Sten 
und Mittwoch den Iten Juni Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſoll für aus⸗ 
wärtige Rechnung eine große Parthie guter Cham⸗ 
pagner à 10 Flaſchen und in Kiſten à 25 Flaſchen, 
ſo wie auch Flaſchen Roth⸗, und 300 Flaſchen 
Rheinwein, nebſt einer Parthie Jamaica-Rum im 
Keller des Kaufmann Träger am alten Markt No. 
57. gegen baare Zahlung öffentlich verſteigert werden. 

Anſchütz. 


Die hieſige Garniſon⸗Schwimm⸗Anſtalt wird mit 
dem Sten Juni c. eröffnet. Die hieran, unter den 
frühern Bedingungen, Theil nehmen wollenden 
Schüler vom Civil, können die Eintrittskarten täg⸗ 
lich von 10 — 3 12 Uhr Vormittags, in der Anftalt 
ſelbſt, oder beim Rechnungs führer des Iften Batail⸗ 
lons 18ten Inf.⸗Regts., Feldwebel Zahn, kleine 
Gerberſtraße No. 16. (vom Iſten Zulı ab Bäckerſtr. 
No. 13. b.) in Empfang nehmen. 

Poſen, den 4. Juni 1847. 


Neue Coupons zu Polniſchen Pfandbriefen be⸗ 
ſorgt ſo wie früher A. Remus. 
(Hierzu drei Beilagen.) 


129. 


Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. | 


den 7. Juni 1847. 


— — 

Ein Hauslehrer, der Kinder zu den mittleren Gym⸗ 
naſtal⸗Klaſſen vorbereitet, auch in der Muſik Unter⸗ 
richt ertheilt, ſucht ein Unterkommen. Das Nähere 
erfährt man auf gefällige Anfragen L. R. franco 


Santomysl. 


Ein anſtändiger und tüchtiger praktiſcher Land» 
wirlh, weicher viele Jahre in großen Gütern, und 
12 Jahre auf einem mit gutem Erfolge gewirth⸗ 
ſchaftet hat, ſucht von Johanni c. ab unter annehm⸗ 
baren Bedingungen ein Unterkommen als Wirth⸗ 
ſchafts⸗Inſpektor. Das Nähere darüber ertheilt der 
Güter Agent M. J. Marcusſohn in Poſen, 
alten Markt No. 52. 


Ein junger Mann, der polniſchen und deutſchen 
Sprache mächtig und mit befien Zeugniſſen verſehen, 
ſucht zu Johanni c. ein Unterkommen als Wirth⸗ 
ſchafter. Das Nähere iſt zu erfahren Wilhelms⸗ 
ſtraße No. 25. 


Eine zuverläſſige tüchtige Wirthin wird Johanni 
c. auf dem Lande gebraucht. Näheres in der Expe⸗ 
dition dieſer Zeitung. 


Bekanntmachung! EM 

Mein wohl aſſortirtes Lager von Schuhmacher⸗ 
Arbeiten für Herren und Damen, habe ich aus dem 
Bazar nach No. 4. Neueſtraße verlegt, welches ich 
dem geehrten Publikum unter dem Verſprechen der 
prompteſten Arbeit und zum möglichſt billigſten Preiſe 
hiermit empfehle. 

Poſen, den 5. Juni 1847. 

Anton Szymanski. 
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Eine verdeckte Droſchke, gebraucht, aber 
noch in ſehr gutem Stande, zwei und vierſpännig 
zu fahren, ſteht 11 zum Verkauf. Nähere Aus⸗ 
kunft ertheilen Gebrüder Scherk, Markt 77. 


Bekanntmachung. 

Das eine Meile von Poſen, eine Viertelmeile 
von Schwerſenz belegene, gut bewirthſchaſtete Vor: 
werk Gruſzezy n, iſt aus freier Hand zu verkaufen. 

Das Nähere iſt bei dem Herrn Neugebauer in 
Poſen auf der Gerberſtraße unterm ſchwarzen Adler 
zu erfragen. Poſen, den 31. Mai 1847. 


Auf einem im Poſener Kreife gelegenen adeli⸗ 


gen Rittergute iſt für mich Rubrica III. No. 16. 
des Hypothekenbuchs ein am Iſten d. Mts. fällig 
gewordenes Kapital von 4000 Rihlr., vom 25 ſten 
Juli 1846, zu 5 pro Cent verzinslich, nebſt Einzie⸗ 
hungs⸗Koſten eingetragen. 

Ich bin berechtigt und verpflichtet, dieſe Forde⸗ 
chend an denjenigen Meiſtbietenden zu cediren, wel⸗ 
mitt bis zum 15ten Juni dieſes Jahres Nach⸗ 
N tar Uhr bei dem von mir erwählten hieſigen 

0 ldantbofer mit fofortiger Baarzahlung 
dazu melden und sofortige baare Zahlung erlegen 
wird. Dieſe Abtragung biete ich hiermit aus. 

Poſen, den 2. Jung 1847. 


Joſeph Hulewicz. 


it ein 2 Meilen von Poſen, 1 Meile von der Ber⸗ 
liner Chauſſee belegenes Erbpachts⸗Vorwerk, wel⸗ 
ches incl. Wieſen 248 Morgen meiſtens Weizenbo⸗ 
den, in guter Kultur, hinlängliche Sutung und 
bequemes Wohnhaus hat. 5 

Die nähern Bedingungen bei Herrn Roggen im 
Hotel de Saxe. 


A. Vollhase, 
Brunnen⸗- und Röhrmeiſter in Pofen, 
Schifferſtraße No. 9., : 
empfiehlt ſich einem hochgeehrten Publikum zur 
Uebernahme und Ausführung arteſiſcher und jeder 
andern Art von Brunnenbauten, wie auch zu Röh⸗ 
ren» und Saugewerken und verſpricht die ſolideſten 
Preiſe. 


Das Schulzengut in Kozlöwko, zwiſchen 
Gneſen und Trzemeſzus belegen, incl. Wieſen 
300 Morgen guten Roggenboden enthaltend, iſt 
für 4000 Nihlr. zu kaufen. Nähere Auskunſt am 
Orte ſelbſt, und zur Zeit des Wollmarkts in Poſen, 
Gerber⸗ und Waſſerſtraßenecke No. 15. drei Treppen. 


Dictator. 


Am 30ſten Mai 1840 verließ ich, mit Lorbeern 
bekränzt, die Thierausſtellung vor dem Sandthor zu 
Breslau. — Die allgemeine hohe Anerkennung der 
mich ſchmückenden Wolle errang mir den erſten Platz 
in der Ausſtellung zu Poſen 1839, in Potsdam 
1839, in Breslau 1840. An letzterm Orte bezwei⸗ 
felten einige Kenner, daß der mir verliehene hohe 
Rang ſich vererben könne. Um dieſen Zweifel jetzt zu 
widerlegen, hegte mein Erzieher, Ignatius von 
Lipski, den Wunſch, in dieſem Jahre mit mir und 
meiner Familie und auch ſeiner Wolle in Breslau 
zu erſcheinen — denn der einzige Tadel, daß ich keine 
Hörner beſitze, iſt bei meinen Erben vernichtet, ihre 
Wolle übertrifft diejenige, welche ich trage. — Die 
ungünſtige Jahreszeit vernichtete den Plan. — Ich 
werde daher mit meinem Sohne Cincinatus, mei⸗ 
nem Enkel Conſul im Hotel de Berlin zu Poſen 
am 7ten Juni d. J. mein Zelt aufihlagen, und 
mich den Herren Kennern vorſtellen laſſen. Jetzt als 
Greis, aber munter, geſund, kräftig, im Beſitz als 
ler Zähne, und ſtolz, daß mich das hochedle ſchöne 
Geſchlecht mit ſeinen zarten Händen berührend in 
Breslau mit Thibet verglich, der ihre geliebten Sers 


zen umhüllt — bin ich ſtets des mir verliehenen 


Wohlwollens eingedenk, und täglich wiederhole ich 
mit blökender Stimme: 
Es leben hoch meine Verehrer! 
. Der Dietator, 
geboren in den Ludomer Gütern am 20ſten Juli 
1835 zu Laſßezywiec. 
Lu dom bei Poſen und Obornik, den 1. Juni 1847. 


Schaaf-Bock-Verkauf. 

Vom Dominio Dakowo Vuker Kreiſes, ſte⸗ 
hen am Wilhelmsplatz No. 2. neben Lauk's Hotel 
de Rome, hinten auf dem Hofe, mehrere 23jährige 
Schaafböcke zum Verkauf. 


Bock-Verkauf. j 

Aus der Stammſchäferei zu Tuchorze werden 
auch in dieſem Jahre zweijährige Zuchtböcke am näch⸗ 
ſten Wollmarkt zu Poſen im Hintergebäude des 
Hotel de Rome auf der Breslauerſtraße zum Were 
kauf aufgeſtellt werden. 

Daß dieſe Thiere weder mit erblichen noch anſtek⸗ 
kenden Krankheiten behaftet ſind, dafür wird ga— 
rantirt. 

Tuchorze, den 25. Mai 1847. 

F. Bandelow. 


Das unterzeichnete Dominium beehrt ſich anzuzei— 
gen, daß der Verkauf des Jungviehes Oldenburger 
Race in dieſem Jahre mit dem 10ten Juni beginnt. 

Goöra bei Jaroczin 


Friſch gebrannten Rüders⸗ A] 
dorfer Steinkalk in großen 
Gebinden, Klinker und ver⸗ 
ſchiedene Sorten von Maner⸗ 
und Dachſteinen, empfehle 
ich bei großer Auswahl zu mög⸗ 

lichſt billigen Preiſen. 
Eduard Ephraim, 
Kalkbrennerei-Beſitzer. 


Poſen, Hinterwalliſchei Nr. 14. 8 


Wystalg angielska smole z wegla 
kamiennego poleca 
Handel Zelaza S. J. Auerbacha, 
przy Zydowskie) ulicy. 


Abgelagerten Engl. SteinfohlensTheer 
empfiehlt die Eiſenhandlung 
S. J. Auerbach. 


Die unterzeichnete Eiſen⸗ und landwirth⸗ 
ſchaftliche Maſchinen⸗Handlung empfiehlt 
ihr bedeutendes Lager von Heckſelſchneidema⸗ 
ſchinen mit 1, 2 und 4 Meſſern in verſchiedenen 
Gattungen, Schrot- und Mehlmühlen mit 
Mühlſteinen nach neueſter Eonfiruction, Erd: 
toffelquetſch⸗ und Erdtoffelſchneidema⸗ 
ſchinen, ſauber abgedrehte Oelwalzen, Noß: 
werke, Rübeſchneiden, Malzdarren, 
Pflüge, fo wie ſämmiliche in diefes Fach einſchla⸗ 


gende Artikel. ; 
M. J. Ephraim, 
Poſen, am alten Markt No. 79. 


Eine noch wenig n Kartoffel⸗ 
quetſchmaſchine iſt zu verkaufen bei 


F. Seidemann, Hinter-⸗Walliſchei No. 5. 


Möbelmagazin, 
Markt No. 44. im Kauſmann Grätz ſchen Haufe. 
Die vereinigten Tiſchler-Meiſter empfehlen ihre 
in großer Auswahl fertigen, modern und gut gear⸗ 
beiteten Möbel, Trumeaux, Barock- und Conſol⸗ 
Spiegel und Polſterwaaren zu den möglichſt billigen 
Preiſen. 

Das Gold- und Silbergeſchäft, Krämergaſſe No. 
85. vis à vis der neuen Brodhalle, iſt durch directe 
Einkäuſe in der jüngſten Leipziger Meſſe mit vielen 
neuen Sachen verſchen. Daſelbſt ſtehen auch vers 
ſchiedene Gegenſtände zu bedeutend herabgeſetzten 
Preiſen zum Verkauf; namentlich mehrere Uhren, 
alte Kupferſtiche, Radirungen und Aquatinta; für 
Antiquitäten und alte Münzen werden die beſimög⸗ 
lichſten Preiſe gezahlt. 


Große Wollniederlagen 
unter Verdeck 
nebſt Logis in der Bel-Etage 
Wilhelmsſtraße No. 8. 
Poſen, im Mai 1847. Meyer Falk. 


50 
a 
5 
a 
a 


Pr 


8 


8e EEE EEE 


Lofal- Beränderung 


verlegt habe. 


fon angekommen. 


BESTER BERS 


Indem ich bitte, das mir bisher geſchenkte Vertrauen auch im neuen Lokal gütigft zu bewah⸗ 
ren, bemerke ich zugleich, daß ich zur Bequemlichkeit meiner geehrten Kunden von jetzt an feſte 
Preiſe habe, dieſelben ſind jedoch ſo billig 
Lokal unbeftiedigt verlaſſen wird. Auch find bereits Neuigkeiten für nächſte Sai⸗ 


8 88 n DIR: 


; Miode-Maaren-Handlung von Meyer Falk. 


Einem hochgeehrten Publikum mache ich hiermit die ergebene Anzeige, daß ich mein 


| Mode⸗Waaren⸗Geſchäft, 
Wilhelmsſtraße No. 8. vis-A-vis Hotel de Baviere 


45 
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geſtellt, daß gewiß Niemand mein 


Der A 


el, 
„reaux, 


„schen, 


„len, Tabourets, 


folgenden Tagen, 


Poſen, im Juni 1847. 
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Das 
8 7 
Pianoforte⸗Magazin 
l von 
C. Jahn, 
Poſen, Breslauerſtraße No. 4., 
iſt neuerdings aus den vorzüglichſten Manufakturen 
auf das Vollſtändigſte und Preiswürdigſte durch 
Selbſtauswahl aſſortirt, und alles Uebrige bekannt. 


Einige hundert Stück Fußbodentaſeln, maſſiv, 
von ganz trockenem Ahorn, Birnbaum und Eichen⸗ 
holz, in verſchiedenen Deſſins, 3 Fuß im UO gear 
beitet, ſtehen zum Verkauf bei 
. Carl Scholtz, 

Markt⸗ und Wronkerſtraßen⸗Ecke No. 92. 


eee 
8 MODE-MAGAZIN 


> für 

# HERREN, 

8 Breslauer⸗Str. Nro. 2., 

De im Hauſe d. Herrn Kaufmann Briske, 
habe ich mit den neueſten Mode- Erzeug- 
niſſen für die jetzige Saiſon beſtens aſſor⸗ 
tirt, und empfehle hiermit daſſelbe der ge⸗ 


neigten Veachtung eines hohen Adels und 
hochgeehrten Publikums. : 


S. Lipſchütz. 
ee ge 


CCN VV 
Die Mobe-Waaren Handlung 
von 


J. M. R. Witkowski Wwe. 
Markt No. 43., 
er ſte Etage 
empfiehlt die allerneueſten Fagons in Man: 
tillen, Mantelettes und Viſites 
zu den billigſten Preiſen. 


A eee 
eee 888 e 
8 Sommer-Anzüge 
nach neueſter Mode gefertigt, empfiehlt zu 285 
billigen jedoch feſten Preiſen 
das Serren⸗Kleidermagazin ge 
2 von ö 
Joachim Mamroth 
7 Markt No. 56. erſte Etage. 
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eines großen Lagers eleganteſter und feinſter Mahagoni und Birkeumö⸗ © 8 
beſtehend in: 
„Sopha's, Chaiselongs, Cosaisen, 
„Kleider-Secretairen, Kommoden, Cylinder - Bu- 
Servanten, Nipp- und Bücher- Spinden, 
„Klapp-, Spiel-, Wasch-, Schreib-, Pfeiler-, Nipp-, 
„Näh-, Auszieh-, Einsatz-, Bilder- und ovalen Ti. 
Arm-, Lehn-, Hinterlass- und Rohr-Stüh- 
Trumeaux, Säulen-, Bronce-, 
„Baroque-, Pfeiler- und Toiletten-Spiegeln, Con- 
„solen mit Marmorplatten und Bettstellen“, 
findet heute am 7ten dieſes Monats von Vormittags 10 Uhr ab und den darauf 
in dem zunächſt dem Kleemannſchen Wohngebäude gelegenen 
Speicher, Schifferſtraße No. 4., und um ſchleunigſt damit zu räumen, 
zu auffallend billigen Preisen ſtatt. 


Schreib- und 


Seidene Stoffe in ſchwarz, couleurt, karirt und 
geſtreift empfiehlt zu ſehr billigen Preiſen 
Arnold Witkowski, 

Markt und Schloßſtraßen⸗Ecke No. 84. 1. Etage. 


ee en eee 
Sommer⸗ Anzüge, nach neueſter 


Mode gefertigt, empfiehlt zu auffallend bil⸗ ME 
* ligen Preiſen 


das Berliner Herrenkleider-Magazin von 


M. K 
Maarkt⸗ und Waſſe 


DDr 
Das Weiss- $ 


und 


Mode- Waaren- 
Lager 


$ 
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SIMON KATZ, 


befindet sich jetzt 


2 Wilhelmsstrasse No. 10. 


Ausverkauf 


von 


Mode⸗ u. Schnittwaaren, 


Markt⸗ und Waſſerſtraßen-Ecke No. 52. 


Kleiderſtoffe in Seide, Wolle⸗ und Baumwolle. 
Umſchlagetücher, Longſhawls in allen 
Größen und Gattungen, Wiquee’s, Negligée⸗ 
zeuge, Wiqude: und Reifröcke, Piquce⸗ 
Decken, Gardinen⸗ und Möbelzeuge, 
eine große Auswahl weißer Stickereien, 
Weſtenſtoffe in Sammet, Seide und Wolle, 
Halstücher und Shalws, ächte Foulard⸗ 
Tücher werden, um ſchnell damit zu räumen, zu 
auffallend billigen und bedeutend herab⸗ 
geſetzten Preiſen verkauft. 


Die feinſten Chineſtſchen, Gothiſchen, Barock⸗, 
Polka⸗ und Schlaf⸗Sophas, Chaiſelonge's, Co⸗ 
ſaiſen, Lehnſtühle, Federmatratzen ꝛc., ſtehen in be⸗ 
ſter Auswahl beim Tapezier L. Neumann, 

Neue» und Schulſtraßen⸗Ecke No. 14. 


— — re 
Büttelſtraße No. 18. find 3 Zimmer Parterre 
jederzeit zu dermiethen. 


Beachtungswerth. mE 

In meiner Ziegelei — die erſte hinter dem großen 
Magazine — ſind ganz mergelfreie, gut gebrannte 
Dach⸗ und Mauerſteine, frifch gebrannter Mergel⸗ 
Kalk beſter Qualität, ſo wie auch ganz weißer Mer⸗ 
gel zu Töpferarbeiten, zu möglichſt billigen Preiſen 
zu haben und zwar gegen meine Anweiſungen. 

Auch iſt in meinem Hauſe in der Iſten Etage eine 
geräumige Familien⸗Wohnung vom Iſten Oktober 
und im Hofe Parterre eine kleine Wohnung vom 
Iſten Juli d. J. ab zu vermiethen. 7 

E. E. Schniege, Wronkerſtr. No. 3. 


Breslauerſtraße No. 4. 
iſt ein großer ſo wie ein kleiner Laden nebſt den dazu 
gehörigen Wohnungen und Bel⸗Etage von Michaeli 
ab zu vermiethen. C. Blau. 


Das Grundſtück No. 7/415. an der Gerberſtraße, 
mit großem Hof und Garten (1 Morgen und circa 
100 [IRuthen Flächenraum) ift aus freier Hand 
ſogleich zu verkaufen. 


Wronkerſtraße No. 18. iſt die ganze erſte Etage, 
beſtehend aus einem Saal, ſechs Stuben und Küchi 
vom Iſten Oktober d. J. zu vermiethen. 


Sämmtliche Sorten Mineralbrunnen, dies: 

jähriger Füllung, neue Heringe und Porter 

empfehlen T. Obrebowiez & Comp. 
Markt No. 85. 


Ungariſche Cigarren 
und friſches Porter empfiehlt 
eilige ber. 
Friſche Ananas aus Radofewo ſind jetzt täglich 
zu haben Martinſtraße No. 78. eine Treppe hoch. 


Wir erhielten von Hamburg in Commiſſton: 
ſchwarzen Pecco-Blüthen⸗Thee A 33 Rthlr. pro 
Büchſe à 1 Pfund, 


ſchwarzen Pecco⸗Thee à 1 Rthlr. pro Pack 


a 1 Pfund, 
den wir beſtens empfehlen. 
C. Müller & Comp., 
Sapiehaplatz No. 3. 
Diesfährigen friſchen Porter und feine Ungarifche 
Cigarren empfing A. Remus, 
Breiteſtraße No. 6. 
Die 2te Sendung beſter 
neuer Heringe 
empfing per Eilfuhre, und offerire A 21 Sgr. p. St. 
Fr. Ananas und eine Sendung große Meſſin. 
Apfelſinen und Citronen hat erhalten und ver⸗ 


kauft billigſt 5 
J. Ephraim, 


Waſſerſtraße No. 2. 


friſchmelkend, mit ihren Kälbern, bringe 
ich Mittwoch den 9. d. M. nach — 


Mein Logis im Gaſthof zum 
Eichborn. Friedrich Schwandt. 


Erſte Polka⸗Bier⸗Halle 


Tauben- und Jeſuitenſtraßen⸗Ecke. 
Bairiſch und Grätzer⸗Vier vorzüglicher Qua⸗ 
lität. Kalte und warme Speiſen zu jeder Tageszeit. 

Freundliche Einladung Th. Barteldt. 


Meine neu eingerichtete Reftauration, Jeſuiten⸗ 
ſtraße No. 11., in welcher gute Speiſen und Ges 
tränke jeder Art, zu jeder Tageszeit verabreicht wer⸗ 
den, empfehle ich dem geehrten Publikum zur ge⸗ 

Gerlach. 


den 4. Juni 1847. 
(Der Scheffel Preuß.) 


Weizen d. Schfl. zu 16 £ 6 
Rogers dito 3.2507] 4 3 
Gerte 7 2 245 3J 3] 4 
„ 1231 4| 1] 28011 
Buchweizen 221 21-3) 2] 
Erbſen BER 4 22 3 5 —— 
Kartoffeln,. un) I 3 4 1 10— 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfb. — 22 6 27 6 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 8 —— 8 15— 

1120— 11 251— 


Butter das Faß zu 8 Pfd. 
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Zweite Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. den 7. Juni 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 31. Mai. 
4 (Schluß.) l 

Abg. Graf v. Helldorff (fährt fort): Ich betrete dieſen Weg der Be- 
rathung der Petitionen aus dem Grunde, wie ich glaube, mit voller Gewiſ— 
ſensfreiheit, weil den Ständen zur Zeit nach unſerem Staatsrecht und der 
Allerhöchſten Botſchaft vom 22. April kein anderer Weg möglich und zuge— 
laſſen iſt, und bin ich ferner des Dafürhaltens, daß durch die Form der 
Nachſuchung eines Rechts das Recht ſelbſt nicht, verloren gehen kann, auch 
daraus eine Aufgabe deſſelben nicht zu folgern iſt. — Zur Sache ſelbſt muß 
ich vorerſt erklären, wie ich mit dem jetzt zur Berathung vorliegenden Theil 
des Gutachtens der Abtheilung keinesweges mich dahin einverſtanden erklären 
kann, daß daſſelbe die Rechtsgründe fo gefliſſentlich zum Theil in den Hin— 
tergrund geſtellt hat und um ſo mehr in den Vordergrund die ſogenannten 
Nützlichkeits- und Nothwendigkeitsgründe. Ich möchte ſagen, mit diefer Ten- 
denz iſt, um mich eines bildlichen Ausdrucks zu bedienen, gleichwie mit einem 
rothen Faden das ganze Gutachten durchwebt. Die Abth. iſt auch durch dieſes 
Zurückſtellen des Rechtsprinzips in ihren verſchiedenen Konkluſtonen mit fi) 
ſelbſt in Widerſpruch gerathen. So hat ſie die Frage: „ob aus dem Geſetz 
vom 17. Januar 1820 und deſſen Bezugnahme auf die frühere Geſetzgebung 
ein Rechtsanſpruch auf eine jährliche Zuſammenberufung der reichsſtändiſchen 
Verſammlung geltend zu machen wäre?“ verneint; dagegen aber die Frage: 
„ob aus dem Geſetze vom 17. Jan. 1820 und deſſen Bezugnahme auf die 
frühere Geſetzgebung ein Rechtsanſpruch auf eine periodiſche Zuſammenberu⸗ 
fung der reichsſtändiſchen Verſammlung in ſo kurzen, regelmäßigen Friſten 
geltend gemacht werden kann, die fle in den Stand ſetzen, den Beſtimmun⸗ 
gen der Artikel 13 und 14 der Königl. Verordnung vom 17. Januar 1820 
zu genügen?“ bejaht. Auf dieſen in der ſo verſchiedenartigen Beantwortung 
beider Fragen liegender Widerſpruch hat auch meiner Anſicht nach der Herr 
Juſtiz⸗Miniſter ſehr treffend aufmerkſam gemacht, denn er ſagt in feinem 
Vortrage: (Lieſt vor) „Die Abth. hat Seite 7 des Gutachtens erklärt, daß 
aus Artikel 13 ein Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung nicht abgeleitet werden könne. Kann aber daraus 
ein Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung nicht abgeleitet werden, fo 
kann überhaupt kein ähnlicher Anſpruch darauf gegründet werden, da augen- 
ſcheinlich Art. 13 nur von alljährlichen Verſammlungen ſpricht.“ Hätte die 


verehrte Abtheil. ſich vorzugsweiſe und vor Allem mehr auf dem Rechtsboden 


gehalten, würde fie in dieſen Widerſpruch mit ſich ſelbſt nicht gefallen fein 
und hätte hier nicht können der Einwand gemacht werden ſeitens des Herrn 
Juſtiz⸗Miniſters, welcher, wie ſchon erwähnt, von dieſem ganz richtig aufge⸗ 
ſtellt worden iſt. Bei der Feſthaltung des Rechtsbodens hätte die Abth. wohl 
mit Erfolg nachweiſen können, wie aus der Beſtimmung mit dem Geſetz vom 
17. Januar 1820, daß die Hauptverwaltung der Staatsſchulden der reichs⸗ 
ſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung zu legen habe, keinesweges, 
wie der Herr Miniſter zu deduziren ſich bemüht hat, zu folgern ſei, daß der 
Reichstag dazu allein zuſammenberufen werde und alſo Ausſchüſſe deſſelben 
auch hierzu genügten. Ich glaube vielmehr, bei Feſthaltung der Geſetzgebung 
vom Jahre 1810 an und unter Bezugnahme auf dieſelbe würde es der Abth. 
gelungen ſein, und es wird auch wohl der Verſammlung gelingen, genügend 
darzuthun, daß der ohnehin alljährlich zu verſammelnde Reichstag zugleich 
dieſe Rechnung abnehmen laſſen ſolle. — Bei dem Antrag ferner auf Wegfall 
der Vereinigten Ausſchüſſe in der ihnen durch die Verordnung vom 3. Febr. 
gegebenen Einrichtung ſind im Gutachten der Abth. nach meiner Meinung 
die Nützlichkeits⸗- und Nothwendigkeitsgründe auch viel zu ſehr in den Vor- 
dergrund geſtellt worden, wogegen man unterlaſſen, die Rechtsgründe klar 
darzulegen. Nach meinem Ermeſſen iſt es aber unerläßliche Nothwendigkeit, 
bei Beleuchtung und Erwägung der vorliegenden Anträge die für ſelbige ſpre— 
chenden Rechtsgründe in den Vordergrund feſt und klar hinzuſtellen, ſo wie 
ſie ſich aus der Geſetzgebung vom Jahre 1810 an ergeben. Es iſt von dem 
erſten Redner, wenn ich nicht irre, geſagt worden, es ſei unbeſcheiden, ein 
Mangel an Ehrfurcht gegen Se. Maj., wenn wir mit Anträgen auf Aende— 
rung des Geſetzes vom 3. Februar jetzt ſo raſch vorſchritten und hierbei auf 
die aus früheren ausdrücklichen Geſetzen und Verheißungen herzuleitenden 
Rechte des Landes vorzugsweiſe Bezug nähmen. Gegen dieſen von jenem 
Redner nur angedeuteten Einwand, der aber vielleicht noch von mehreren 
Seiten beſtimmter möchte erhoben werden im Laufe der Debatte, erlaube ich 
mir, die höchſte Autorität des Landes anzuführen, die Worte, die bei einer 
feierlichen Veranlaſſung Se Maj. ſelbſt geſprochen, und ich bitte um die Er⸗ 
laubniß, fie wörtlich vortragen zu dürfen: „In jeder ſtändiſchen Werfamm- 
lung liegt ein doppelter Charakter. Die ſtändiſchen Verſammlungen ſind erſt⸗ 
lich die Vertreter eigener wohlerworbener Rechte und der Rechte der Stände, 
die ſie abgeordnet, und zweitens Rathgeber der Krone, von einer Unabhän⸗ 
gigkeit, wie ſie anders nicht gefunden werden können, da zu der eigenen Un⸗ 
abhängigkeit noch das Mandat derer hinzutritt, die ſie abgeordnet haben.“ 
Dies die Worte, die Se. Maj. am 10. Nov. 1842 ſprachen bei Verabſchie⸗ 
dung der Vereinigten Ausſchüſt; fie finden ſich mit demſelben Wortlaut in 
. 316 der Staats⸗Zeitung des Jahres 1842. Ich hoffe durch Anführung 
er Worte die Einwendungen, die früher gemacht ſind und ſpäter wieder⸗ 
holt werden könnten, im voraus widerlegt zu haben. Erſichtlich iſt daraus, 
daß Se. Maj. ſich nicht begnügen, die Wünſche und Erwartungen des Vol⸗ 
kes gewiſſermagen zu diviniren, nein, Allerhöchſtdieſelben erwarten von uns, 
von den Abg. des Volkes, daß wir deſſen Wünſche und Erwartungen frei, 
offen und ohne Hehl ausſprechen und ehrerbietig an dem Throne niederlegen. 
Aber auch diejenigen, die uns hierher geſandt haben, haben das Recht, von 
uns zu fordern, daß wir den Geſammt⸗Inhalt der Rechte, die nach ihrer 
Meinung das Land zu haben glaubt, beftimmt und frei ausſprechen, fo wie 
daß wir die Anerkennung dieſer Rechte und deren Einverleibung in die neue 
Geſetzgebung beantragen. Ich glaube, es iſt unſere heiligſte Pflicht, die wir 
erfüllen müſſen; wollen wir und mögen wir doch dieſer Pflicht mit allen 
Kräften genügen! Wir werden dadurch das für jeden Preußen unzertrenn⸗ 
liche Wohl des Königs und des Vaterlandes am ſicherſten fördern! 
V.!Vielſtimmiges Bravo!) 


Abg. Dittrich: Meine Herren: Der erſte geehrte Redner, der in dieſet 


Angelegenheit geſprochen, hat ein Amendement geſtellt, welches, wenn es be⸗ 
fürwortet werden follte, die hochwichtige Frage, die uns jetzt vorliegt, noch 
weiter hinausſchieben würde. Es würde diejenige Ungewißheit, die bisher be⸗ 
ſtanden hat, über die Meinung der Verſammlung, in Betreff aller vorliegen⸗ 
den Fragen noch ferner erhalten. Ich halte es für unſere heilige Pflicht, das 
jetzt offen auszuſprechen, was die Meinung der Verſammlung iſt, alſo mich 
gegen das Amendement zu erklären, insbeſondere nehme ich auch einen Grund 
hierfür aus der Allerhöchſten Botſchaft, die an den Landtag auf die Adreſſe 
ergangen iſt. In dieſer Botſchaft haben Se. Maj. erklärt, die Petitions-An⸗ 
träge erwarten zu wollen. Ich wüßte alſo nicht, in welcher Art irgend ein 
Drängen und Treiben darin enthalten wäre; ich wüßte nicht, warum ein 
Verlangen augenblicklicher Entſcheidung darin enthalten wäre, wenn die Pe⸗ 
titionen, wie fie vorliegen, angenommen werden. Ich erlaube mir hiernach 
zur Sache ſelbſt überzugehen. Der erleuchtete und hochgeehrte Herr Miniſter 
der Geſetzgebung hat, in Bezug auf das Gutachten der Abth., die Gründe 
beurtheilt, welche ſich auf die periodiſche Einberufung beziehen; einer derfel- 
ben iſt als ganz ſpeziell bezeichnet, die anderen find genereller Natur. In 
Bezug auf den ſpeziellen Grund, über die Periodizität des Landtages bemerke 
ich, daß außer dieſem hier angeführten noch ein zweiter ſpezieller Grund für 
die Periodizität beſteht. Ich werde mir jedoch zuerſt erlauben, Einiges über 
das, was der Herr Miniſter über den erſten ſpeziellen Grund erklärt hat, 
zu ſagen. Er ſagt insbeſondere über die alljährliche Einberufung der Reichs⸗ 
Hände, daß in der Ertheilung der Decharge eigentlich nur der gefährliche 
bindende Akt enthalten fei; es folge alfo nicht aus dem Geſetz vom Jahre 
1820, daß die reichsſtändiſche Verſammlung wegen der Rechnungslegung all⸗ 
jährlich einberufen werden müſſe. 
nicht, daß einer Deputation der reichsſtändiſchen Verſammlung die Rechnung 
vorgelegt werden müſſe, ſondern es ſagt: „der Verſammlung“, alſo der un⸗ 
zertrennten Verſammlung. Außerdem ſcheint mir, daß die Decharge nicht er⸗ 
folgen kann, ohne daß die Rechnungs-Abnahme vorhergeht, wie es vorge⸗ 
ſchrieben iſt; dieſe Rechnungs-Abnahme kann aber von einer Kommiſſton nicht 
erfolgen, ſondern nur von der Verſammlung ſelbſt, denn auf der Prüfung der 
Rechnung beruht die Entſcheidung über die Decharge. Wenn die Rechnung nicht 


gehörig geprüft iſt, kann die Decharge nicht ertheilt werden. Wenn das Vorher⸗ 


gehende nicht iſt, kann das Nachfolgende nicht kommen. Hiernach halte ich 
für geſetzlich begründet, daß die alljährliche Einberufung der Reichsſtände er⸗ 
folgen muß, und die Deputation hätte, nach meiner Meinung, nur eben ſo 
der Verſammlung Bericht zu erſtatten, wie eine jede andere Abtheilung, die 
ein Gutachten abgiebt. Weiter hat der Herr Miniſter der Geſetzgebung ge⸗ 
ſagt, es folge daraus noch nicht, daß verliehene Rechte in dem Ausdruck: 
„alljährlich“ enthalten ſeien. Ich bin der Meinung, daß, wenn darin kein 
verliehenes Recht liegen ſoll, der Ausdruck „alljährlich“ fehlen und geſagt ſein 
würde: „der Verſammlung Rechnung zu legen“, nicht aber „alljährlich.“ Es 
ſcheint mir, daß dieſe Beſtimmung ſich auf die geſetzlichen über die Rechnungs⸗ 
legung bezieht, wie dies bei Verwaltung fremder Güter allgemein in den 88. 
139 u. 143 Tit. 14 Th. I. des Allg. Landrechts beſtimmt iſt. Nach ſolchem 
iſt der Verwalter verpflichtet, alljährlich Rechnung zu legen, und der Prinzi⸗ 
pal muß ſie abnehmen; wenn nicht, ſo fallen dem Letzteren die dadurch ent⸗ 
ſtehenden Verdunkelungen zur Laſt. Ich habe Eingangs geſagt, daß ich für 
die Periodizität noch einen zweiten Grund in unſerer neueren Geſetzgebung 
finde, nämlich in den Allerhöchſten Feſtſetzungen, die Se. Maj. der König ſeit 
ſeinem Regierungsantritte über die Landtage erlaſſen hat. Es iſt nämlich in 
dem Allerhöchſten Propoſitionsdekrete vom 23. Februar 1841 geſagt, daß es 
die Allerhöchſte Abſicht ſei, die Landtage alle 2 Jahre zu bernfen, und daß 
die Erklärung der Provinzial-Landtage darüber erfordert wird. In dem Land⸗ 
tags⸗Abſchiede für Schleſten vom 6. Februar 1842 aber iſt beſtimmt: „und 
beabſichtigen Wir demgemäß, den Landtag künftig, ſofern hinreichende Ver⸗ 
anlaſſung vorhanden ift, alle 2 Jahre zu verſammeln. Das Allerhöchſte Pro⸗ 
poſitions⸗Dekret vom 2. Januar 1843 befagt: „Eingedenk der in Unſerem 
Eröffnungs⸗Dekrete vom 23. Februar 1841 gegebenen Verheißung, daß Wir 
zur Belebung der ſtändiſchen Wirkſamkeit die Landtage aller Provinzen von 
2 zu 2 Jahren verſammeln würden, haben Wir Unſere getreuen Stände ge⸗ 
genwärtig zur erneuten Ausübung ihrer verfaſſungsmäßigen Thätigkeit einbe⸗ 
rufen.“ Es ſcheint mir nun, daß in Vezu auf diejenige i 

d zug jenigen Beſtimmungen, die 
nach Art. III. Nr. 2 des Geſetzes vom 5. Juni 1823 und nach Nr. 3 des 
Allerhöchſten Patents vom 3. Februar d. J der Vereinigte Landtag auszu⸗ 
üben hat, ſo weit der Provinzial-Landtag ſie auszuüben hatte, alſo in dieſer 
Beziehung, die zweijährige Periodizität unzweifelhaft feſtſteht, und daß hier⸗ 
nach nur die Frage zweifelhaft iſt: ob einjährige oder zweijährige Periodizität 
nämlich in Bezug auf die Rechnungslegung und in Bezug auf andere Ge- 
genſtände, welche dem Landtage vorzulegen ſind, eintreten ſoll. 
glaube ich hiernach, daß in den Geſetzen und den Allerhöchſten Erlaffen die 
Periodizität feſtgeſtellt iſt. Es lſt weiter von dem Herrn Miniſter der Geſetz⸗ 
gebung geſagt worden: „daher konnten auch die früheren Geſetze von mehre⸗ 
ren reichsſtändiſchen Verſammlungen, an die ſie nicht dachten, nicht ſprechen. 
Sie haben aber eben fo wenig ein Hinderniß in den Weg gelegt, daß bei 
der ferneren Erwägung desjenigen, was für zweckmäßig befunden würde, meh⸗ 
rere für die Zukunft eingeführt würden.“ Es iſt bereits von den geehrten 
Rednern vor mir darüber geſprochen worden, daß die mehr angeführten, in 
den Petitionen angeführten Geſetze ſich einſtimmig darüber aussprechen, daß 
überall nur von einer Verſammlung der Landes⸗Repräſentanten die Rede iſt. 
Nun ſcheint mir, daß hiernach nicht von mehreren reichsſtändiſchen Verſamm⸗ 
lungen die Rede ſein kann, und daß die Geſetze an eine reichsſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung in Theilen nicht gedacht haben können, daß alſo die reichsſtändi⸗ 
ſche Verſammlung nur die eine hier gegenwärtige ſein könne. Hiernach votire 
ich für die Petition auf Zuſammenberufung je in 2 Jahren, und, da ich die 
einjährige und zweijährige in der Geſetzgebung zuſammengeſtellt finde, fo 
glaube ich, daß der Zweck durch zweijährige Zuſammenberufung erreicht werde, 
indem ich mich auf die rechtlichen Grundſätze, ſo wie auf die in der inneren 
Nothwendigkeit und Nützlichkeit füge. 

Abg. v. Werdeck: Der politiſche Geſichtspunkt, der für uns entſchei⸗ 
dend iſt, iſt der, daß es vor Allem darauf ankommt, ein einträchtiges Wirken 
mit der Krone zu erhalten. Eintracht giebt Macht. Alſo ich frage, in welcher 
Lage befinden wir uns der Krone gegenüber. Wir haben in der Adreſſe auf 


Das Geſetz vom Jahre 1820 fagt aber 


edenfalls 
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den Geſichtspunkt hingedeutet, welchen ein Theil unſerer Mitglieder in Be- 
ziehung auf die Verhältniſſe der Krone verfolgt. In der Antwort auf dieſe 
Adreſſe iſt darauf das Entgegengeſetzte als der geſetzliche Geſichtspunkt be⸗ 
zeichnet; ich halte es daher für undankbar, unehrerbietig und unpolitiſch, auf 
dem ſogenannten Rechtsboden vorzugehen, wenn man auch ſagt: Wir wollen 
blos petitioniren, denn wenn ich pelitionire unter Verweiſung auf beſtimmte 
Rechte, ſo liegt die Sache anders, als auf dem Boden einer bloßen Bitte. 
Wir können es uns nicht verhehlen, wir ſind eine Macht, und wenn eine 
Macht, der anderen gegenüber, auf den Rechtsboden verweiſt, ſo fehlt ein 
Richter, und ich darf hier nicht die Konſequenzen ausſprechen, zu welchen ein 
ſolches Gegenüberſtellen zweier Mächte führen müßte. Meine Herren! Wir 
haben geſagt, unſer Gewiſſen fordere die Bewahrung nicht allein unſeres ei- 
genen Rechts, ſondern auch das unſerer Kommittenten. Ich glaube, die Rechte 
der Kommittenten ſind in dem Augenblick, wo ſie uns kommittirt haben, die 
unſrigen, und wir haben ſie zu wahren wie unſere eigenen. Meine Herren! 
Unſere Vorfahren haben uns in gefährlichen Zeiten gezeigt, wie die Eintracht 
mit der Krone zu wahren ſei. Es find ähnliche Zweifel und ähnliche Ver⸗ 
hältniſſe in bedrängten Zeiten des Staats über unfer Land dahingegangen, 
aber man hat fie fallen laffen. Man verweiſt auf den tiefen Frieden, in dem 
wir jetzt leben, und man glaubt, daß dergleichen Zweifel jetzt gehoben werden 
müßten; allerdings iſt jetzt Frieden, aber es iſt von den Mitgliedern, welche 
mir zur rechten Seite ſitzen, vielfach geſchildert worden, in welcher Weiſe die 
Baſis dieſes tiefen Friedens bedroht ſei, aus dieſem Grunde glaube ich, daß 
die materiellen Intereſſen des Landes ins Auge gefaßt werden müſſen und vor 
Allem die Eintracht zu erhalten ſei. Meine Herren! Ich bin nicht gewohnt, 
zu bitten, und es mag eine Bitte bei mir ungeſchickt herauskommen, weil 
ich nicht das Talent dazu habe, aber in dieſem Augenblicke bitte ich Sie, laſſen 
Sie uns wohl beherzigen, daß Eintracht noththut, um mächtig zu ſein. 

Abg. Graf v. Schwerin: Meine Herren! Nach der Rede, die wir 
eben gehört haben, ſcheint es mir zweckmäßig, einige Worte über den allge— 
meinen Standpunkt zu ſagen, wie ich ihn von dem Augenblick an, wo ich in 
dieſer Sache zuerſt das Wort genommen habe, betrachte. Es iſt in dieſer 
Verſammlung und auch außerhalb derſelben oft der Standpunkt ſo gewählt 
worden, daß man von einer Meinungsrichtung geſprochen hat, als derjeni- 
gen, die die Macht und Ehre der Krone ſchützen und die Ehrerbietung vor 
derſelben bewahren wolle. Von einer anderen Richtung dagegen, als von 
einer ſolchen, die das nicht wollen. Meine Herren, das ſind keine ehrlichen 
Waffen. (Aufregung.) Es ſtehen ſich, wenn es ſich doch um Kategoriten 
handeln ſoll, zwei Parteien gegenüber oder zwei politiſche Syſteme, die beide 
gleich berechtigt find, beide einen ehrlichen Kampf führen mögen und beide 
es der Krone überlaſſen wollen, für welche von ihnen fie ſich entſcheiden will. 
Aber von der einen derſelben zu ſagen, ſie wolle die Macht der Krone, eine 
ſtarke Regierung, während die andere ſie nicht wolle, das ſind, ich wieder⸗ 
hole es, keine ehrlichen Waffen, und zu ſolchen habe ich nie meine Zuflucht 
nehmen mögen oder meine Zuſtimmung geben können. Wenn ich denn nun 
auf den allgemeinen Standpunkt zurückkommen ſoll, von dem ich in dieſer 
Frage ausgegangen bin, ſo war es der, daß ich, weil ich die Ueberzeugun 
hegte und fie noch hege, daß durch mehrere Veſtimmungen des Patents vo 
3. Februar d. J. weſentliche Rechte des Volks alterirt ſind, ich auch die Ver⸗ 
pflichtung in mir fühle, dieſe Ueberzeugung der Krone gegenüber auszuſpre⸗ 
chen. Dies erfordert, meiner Anſchauung nach, die Treue gegen die Krone 
von mir, denn ich kenne keine Treue, die nicht identiſch wäre mit der Wahrhaftig- 
keit; dehalb, weil ich die Anſicht habe, daß eine Verletzung ſtatthat, muß 
ich meine Meinung ausſprechen, um als ehrlicher Mann die Treue gegen die 
Krone zu bewahren, die ich ihr ſchuldig bin, und das iſt der Grund, wes⸗ 
halb ich mich der Declaration damals nicht angeſchloſſen habe, obgleich ich, 
ich wiederhole es, dem Weſen nach damals wie jetzt mit den Deklaranten 
einerlei Geſinnung habe. Mir konnte es nicht genügen, daß zu Protokoll die 
Erklärung ausgeſprochen würde, ſondern ich muß es der Krone gegenüber 
ausſprechen, das erfordert die Ehre von mir, und das iſt der Geſichtspunkt, 
worin ich von den anderen Mitgliedern abgewichen bin. Ich würde nun 
noch mehr auf die Sache eingehen können, ich würde auseinanderſetzen kön— 
nen, daß auch die Ausführung des Herrn Juſtiz-Miniſters, die wir in der 
letzten Sitzung gehört haben, mich von meiner früheren Auffaſſung nicht zu 
einer anderen Anſicht gebracht habe, wie ich gewünſcht hätte durch deren Ab⸗ 
druck zu erreichen. Ich könnte die Abweichungen im Einzelnen nachweiſen; 
ich glaube jedoch, daß mehrere Redner nach mir darauf zurückkommen wer⸗ 
den, und ich überhebe mich daher deſſen. Meine Ueberzeugung ift noch die⸗ 
ſelbe geblieben, und ſie muß wahrlich ſehr tief gewurzelt ſein, wenn ſie ſich 
einer ſolchen Autorität gegenüber nicht erſchüttern läßt. Daher, meine Her 
ren, halte ich daran feſt in dem vollen Bewußtſein des feierlichen „Ja“, 
welches ich Sr. Majeſtät dem Könige am Tage der Erbhuldigung auf die 
Pane zugerufen habe: „Wollen Sie mir mit rechter Deutſcher Treue hel⸗ 
en, Preußen zu erhalten, wie es iſt?“ In dem vollen Bewußtſein deſſen 
ſpreche ich es aus: Das Recht des Preußiſchen Volkes iſt durch mehrere Be⸗ 
ſtimmungen der Verordnungen vom 3. Februar d. J. weſentlich alterirt. Die 
Räthe der Krone, die dazu gerathen haben, haben der Krone nicht das Rich⸗ 
tige gerathen, und eben weil ich das Patent vom 3. Februar als die edle 
Gabe eines wahrhaft Königlichen Entſchluſſes betrachte, weil ich wünſche, daß 
das ganze Volk mit Verehrung und Liebe dieſes große Geſchenk anerkenne 
und pflege, darum halte ich mich verpflichtet, in Ehrfurcht hinzutreten und 
zu ſagen: Herr, ſo ſehe ich die Sache an, und ich glaube, daß das Volk 
mit mir die Sache ſo anſieht, alſo prüfe dieſe Anſicht und entſcheide Dich 
danach. (Bravo!) 

Abg. v. d. Heydt: Ich bin der Meinung, meine Herren, daß die 
Verſammlung wohl thun wird, denſelben Gang inne zu halten, den die Ab⸗ 
theilung gewählt hat. Wenn der Herr Juſtiz⸗Miniſter in dem vorgeſtern 
gehaltenen Vortrage gefagt hat, daß die dem Vereinigten Landtage zuſtehen⸗ 
den Rechte nicht durch Beſchlußnahme ſeſtzuſeten ſeien, fo hat der Herr Mi⸗ 
niſter wohl nur fagen wollen, daß nicht durch bloße Beſchlußnahme der Ver⸗ 
ſammlung die Ausübung weiterer Rechte, als ſolche, wie ſie das Patent vom 
3. Februar gewährt hat, herbeigeführt werden können. Die Abſicht des Herrn 
Miniſters wird nicht dahin gegangen fein, die Verſammlung über den inne⸗ 
zuhaltenden Weg ihrer Verhandlung zu belehren, oder ihr das Recht der 
Beſchlußnahme infoweit abzuſprechen, als es nothwendig iſt, um ſich über 
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den Mangel an Uebereinſtimmung klar zu werden. Der vorletzte Redner 
hat geſagt, wenn man einen Rechts⸗Anſpruch begründen wolle, fo träte eine 
Macht der anderen Macht gegenüber, und es fehle dann an einem Richter. 
Ich glaube nicht, meine Herren, daß dieſe Auffaſſung in dieſer Verſammlung 
Anklang finden wird. Sind wir eine Macht, ſo ſtellen wir uns nicht der 
Krone gegenüber, ſondern wir bilden dann eine Macht für die Krone, um 
die Macht und den Ruhm der Krone noch mehr zu erhöhen. Fern ſei es 
von uns, der Krone gegenüber zu treten. Es fehlt nicht an einem Richter, 
wir haben einen gerechten Richter, und feinem Urtheile wollen wir fübmitti- 
ren. Aber wohl haben wir die ernſte Pflicht, daß, ehe der Richter entſchei⸗ 
det, die Frage zur Entſcheidung reif geſtellt werde. Der Herr Juſtiz⸗Mini⸗ 
ſter gelangt nach einer ſehr kunſtreichen Rechts⸗Deduction zu dem Zugeſtänd⸗ 
niſſe, daß die früheren Geſetze wohl die Erwattungen haben erregen können, 
daß jährlich eine größere Verſammlung einberufen werden müſſe, und zwar 
eine einzige reichsſtändiſche Verſammlung. Nur fügt der Herr Miniſter hin⸗ 
zu: zwiſchen einer ſolchen Erwartung und einem verliehenen Rechte iſt ein 
großer Unterſchied. Es mag dieſe Ausführung, juriſtiſch betrachtel, ein Mei⸗ 
ſterſtück ſein, darüber mögen Männer von Fach urtheilen. ie Verſamm⸗ 
lung aber wird ſich ihre eigene Anſchauung bilden. Was mich anlangt, fo 
habe ich mich nicht überzeugen können, daß die Anſicht, es ſei ein Rechts⸗ 
Anſpruch vorhanden, eine irrige ſei, im Gegentheil habe ich mich nur in die⸗ 
ſer Anſicht geſtärkt fühlen können. In einem Punkte ſtimme ich dem Herrn 
Juſtiz-Miniſter bei, nämlich darin, daß, wenn ein Rechtspunkt auf die Pe⸗ 
riodizität beſteht, dann auch ein Rechts-Anſpruch auf alljährliche Einberufung 
feſtſtehe. Ich habe in der Abtheilung in dieſem Sinne geſtimmt. Das Volk, 
meine Herren, hat keine Rechtswiſſenſchaft ſtudirt, es liebt keine kunſtreichen 
Rechtsdeductionen. Das Volk verſteht die Geſetze nach dem einfach verſtänd⸗ 
lichen Sinne. Uns aber, die wir berufen ſind, die Rechte der Stände, die 
Rechte des Volkes zu wahren, uns liegt, meines Erachtens, die Pflicht ob, 
uns nicht irre machen zu laſſen durch kunſtreiche Deductionen, ſondern feſt⸗ 
zuhalten an den Rechten, welche dem Lande und den Ständen nach dem ge⸗ 
wöhnlichen Wortſinn aus den Geſetzen erworben ſind. Dieſe Rechte ſind mit 
überzeugender Klarheit, ſo weit ſie nicht in der Verordnug vom 3 Februar 
enthalten ſind, ausgeſprochen in der mehrbeſprochenen Erklärung der 138. Ich 
ſchließe mich dieſer Ausführung an. Man könnte verſchiedener Anſicht fein 
über die Form, die Zeit der Einbringung und über das daran zu knüpfende 
Verfahren. Aber die überwiegende Mehrheit der Verſammlung wird ſich zu 
derſelben Ueberzeugung bekennen müſſen. Der Herr Juſtiz-Miniſter ſagt nun 
noch, daß die jährliche Rechnungslegung um deswillen nicht die jährliche Ein⸗ 
berufung der reichsſtändiſchen Verſammlung bedürfe, weil es ſich ja nur um 
ein bloßes Gutachten handle, und dafür ſei die Deputation ganz genügend. 
Anders ſei es, wenn es ſich um einen wichtigeren, um einen geſahrlich binden⸗ 
den Akt handle. Es handle ſich aber darum nicht, ſondern nur um ein Gut⸗ 
achten, font hätte wohl ein Einwand gegen die Rechtsgültigkeit erhoben wer⸗ 
den können. Leider beſchränkt ſich die Wirkſamkeit der Stände in den mei⸗ 
ſten Fällen noch auf ein Gutachten. Wenn aber von Seiten der Miniſter⸗ 
welchen Werth ſollen wir 
dann darauf legen? 
Abg. Frhr. v. Vincke: Von verſchiedenen Rednern, die vor mir ge⸗ 
ſprochen haben, bin ich theils direkt angegriffen worden und theils in einer 
Weiſe gerühmt, die ich nur als direkten Angriff betrachten kann, und ich 
befinde mich alſo in einiger Verlegenheit, wenn ich jetzt meine Anſicht als 
den zweckmäßigſten Weg in der Sache vertheidige, und ich bitte um ſo mehr 
um gütige Nachſicht. Ich habe mich bei mehreren Gelegenheiten ſowohl für 
mich, als wenn ich für Andere das Wort nahm, die mit mir in einer Mei⸗ 
nung vereinigt waren, zu der Anſicht bekannt, daß ich gegen jede Petition ſei 
in Bezug auf die Nicht-Uebereinſtimmung der älteren mit den neueren Ge⸗ 
ſetzen, und zwar hauptſächlich aus zwei Gründen; einmal, weil es mir nicht 
geeignet zu ſein ſchien, um ein Recht zu bitten, was ich bereits zu beſitzen 
glaube, und zum Anderen deshalb, weil ich nicht glaube, daß es mit der 
Ehrerbietung gegen den Allerhöchſten Träger der Krone in Einklang zu brin⸗ 
gen ſei, wenn wir den beſtimmten Erklärungen gegenüber, die wir theils aus 
dem Munde Sr. Majeftät des Königs und theils aus der Botſchaft vernom⸗ 
men haben, ſofort jetzt um eine Abänderung der Geſetze vom 3. Februar bit⸗ 
ten wollen. Im Weſentlichen bekenne ich mich noch jetzt zu dieſer Anſicht; ich 
freue mich indeß, daß der weitere Fortgang der Verhandlungen es mir ge⸗ 
ſtattet, mit Modifikationen dem Gutachten der Abtheilung beizutreten, was 
ich im Gegenſatze mit mehreren Rednern als vollſtändig unparteliſch anerken⸗ 
nen muß. Was den erſten Punkt anbetrifft, fo haben wir alle Urſache, dem 
geehrten Abgeordneten aus Prenzlau und der Pommerſchen Ritterſchaft es zu 
danken, daß fie einen Weg aufgefunden haben für eine Bitte, ohne daß da- 
durch unſer Recht in Frage geſtellt zu werden braucht. Sie gehen im We⸗ 
ſentlichen davon aus, daß fie ſagen; wir beſttzen Rechte, und wir bitten Se. 
Majeſtät, dieſe Rechte anzuerkennen; wir bitten nicht, wie es in anderen 
Petitionen ausgedrückt worden iſt und mir auch in dem Gutachten der Ab⸗ 
theilung zu liegen ſcheint, um die Verleihung des Rechts, ſondern deſſen 
Anerkennung. Mit Anträgen um Verleihung neuer Rechte möchte ich 
gern den König möglichſt verſchonen, um fo dringender aber möchte ich beſte⸗ 
hen auf Erhaltung der bereits durch die frühere Gefeggebung begründeten 
Rechte. Wenn wir hiernach auch nicht im Einklange uns befänden mit den 
früheren Anſichten der Krone, ſo fühle ich mich doch jetzt darüber beruhigt. 
Im Betreff der Frage, ob wir wirklich ein Recht beſitzen auf die Perio⸗ 
dizität des Vereinigten Landtages, fo hatte ich mir vorgenommen, dem Herrn 
Juſtiz⸗Miniſter ausführlich zu antworten, obgleich ich nur mit einer gewiſſen 
aghaftigkeit mich dazu entſchließen konnte, einem Manne gegenüber, der ge⸗ 
Bu mit Recht ein Juriſt von Europälſchem Rufe genannt wurde — Nur 
der Umſtand gab mir wieder einigen Muth, daß ich in dem Miniſter der 
Geſetz-Reviſton auch zugleich meinen früheren Lehrer von der Univerfität her 
zu verehren habe. Hätte ich daher irgend etwas Erhebliches zur Widerlegung 
vorgebracht, fo wären es eben nur die früheren Gedanken deſſelben verehr⸗ 
ten Mannes geweſen — wie ja der Diamant nur durch Diamanten⸗ 
ſtaub geſchliffen werden kann. Sande ee Es haben indeß viele Mitglie⸗ 
der, die ſich vor mir auf dieſer Stelle befunden haben, namentlich die Mit⸗ 
glieder für Königsberg, für Reinerz und für Elberfeld, ſich ſo vollſtändig 
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Im Weſentlichen ſcheint mir von ihnen ſchon der Vortrag des Herrn 
Jab nber lhenaig mdertegt zu ſein. Es ift namentlich bemerkt 
worden, daß aus dem klaren Buchſtaben des Geſetzes ein begründetes Recht 
auf eine alljährliche Zuſammenberufung des Landtages behufs Abnahme der 
Rechnung der Staatsſchulden-Verwaltung abzuleiten ſei. Es iſt ferner be⸗ 
merkt, daß dies nicht blos den Kreditoren, ſondern dem ganzen Lande ver⸗ 
lieben worden iſt. Ich habe aber noch nachträglich zu bemerken, daß, 
wenn von dem Herrn Juſtiz⸗Miniſter geſagt worden iſt, die Reichsſtände 
hätten ja die Rechnung alljährlich zu prüfen, da die betreffende Deputation 
aus und von ihnen gewählt werde, ich dies mit dem Wortlaut des Geſetzes 
nicht vereinigen kann, welcher der ganzen Verſammlung dies Recht verleiht. 
Wie es der Buchſtabe des Geſetzes klar entſcheidet, ſollen wir alljährlich behufs 
der Prüfung der Rechnungen zuſammenkommen. Und hiermit glaube ich das 
Wenige ergänzt zu haben, was mir nach dem verehrten Redner noch zu ſagen blieb. 
Ich für mein Theil glaube, daß eine europäiſche Großmacht, wie Preußen, 
ſich ganz in der Lage befindet, die vollſte Stärkung und Kräftigung ſämmt⸗ 
cher Elemente im Staate durch eine innige Verbindung mit den Ständen zu 
ſichern, und daß wir in dieſer Beziehung nicht oft genug zuſammenkommen 
können, wenn wir mit Recht der Anſicht ſind, daß unſer Zuſammentritt der 
Krone neue Elemente der Stärke giebt. Wenn ich das weſentliche Vorrecht 
der Stände, mit der Krone ſich in das engſte Vernehmen zu ſetzen, ſo hoch 
anſchlage, ſo finde ich dazu die Veranlaſſung bei allen Großmächten, die ſich 
ſtändiſcher Verſammlungen erfreuen, in Frankreich und namentlich in Eng⸗ 
land, mit denen wir uns in politiſcher Beziehung auf einer und derſelben 
Höhe befinden, und welche daraus ihre Kraft mit fo glücklichem Erfolge ge⸗ 
zogen haben. Es handelt ſich hier zunächſt nicht um Bitten und Wünſche, 
nicht darum, was nothwendig und nützlich iſt, denn auch in dieſer Beziehung 
wünſche ich Se. Majeſtät möglichſt wenig zu bedrängen, ja, ich würde es nicht 
beklagen, wenn auf dem ganzen Landtage kein einziger Antrag auf Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Aenderungen an den Thron gelangte; ich würde darauf keinen allzu⸗ 
großen Werth legen, wo es ſich aber um die Conſervation wohl erworbener 
Rechte handelt, habe ich die allerſtrengſte Anſicht. Aus dieſen Gründen habe 
ich mir erlaubt, ein Amendement dem Herrn Marſchall vorzulegen, was ich 
vorzutragen und mit wenigen Worten motiviren zu dürfen bitte. Ich habe 
in Bezug auf die Periodizität der ſtändiſchen Verſammlungen das Amende⸗ 
Int geſtellt: „Se. Majeſtät den König allerunterthänigſt zu bitten, das be⸗ 
ehende 1 des Vereinigten Landtages, auf Grund des Art. XIII. des Ge- 
ſetzes vom 17. Januar 1820 alljährlich behufs Abnahme der Rechnung der 
Haupt» Verwaltung der Staatsſchulden einberufen zu werden, Allergnädigſt 
anerkennen; falls jedoch einer ſo häufigen Einberufung erhebliche Vedenken 
entgegenſtehen möchten, dem Vereinigten Landtage eine darauf bezügliche Pro⸗ 
poſttion huldreichſt vorlegen laſſen zu wollen.“ Dies Amendement hat meiner 
Anſicht nach weſentliche Vorzüge vor dem Antrage der Abth. Es iſt in die⸗ 
ſem Vorſchlage der Abth. geſagt: „Mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, 
ſo wie auch namentlich aus Gründen der Nützlichkeit.“ Ich muß mich ſelbſt 
dem Herrn Referenten gegenüber, deſſen Unparteilichkeit ich ſchon anerkannt 
habe, doch einem Redner anſchließen, welcher ſagte, daß der Rechtsgrund hinter 
die 67 hierbei zurückgedrängt ſei. Ich weiſe darauf hin, daß der 
Wille Sr. Mafeſtät durch die Thronrede dieſen Weg hauptſächlich, das Recht 
in den Vordergrund treten zu laſſen, als den weſentlichſten und nächſten be⸗ 
zeichnet. Es iſt dort ausdrücklich geſagt: Vertrauen weckt Vertrauen, 
wenn ich dieſem erhabenen Spruche folgen darf, ſo glaube ich, wenn wir dem 
Könige mit Vertrauen bezeichnen, was wir für das Rechte halten, ſo wird 
uns auch das Allerhöchſte Vertrauen entgegenkommen und das gewähren, was 
wir nach dem unzweifelhaften Buchſtaben der früheren Geſetzgebung als unſer 
Recht in Anſpruch nehmen. Wir ſollen nicht die Folgſamkeit des Knechtes 
üben, ſondern die Folgſamkeit um Gottes und des Gewiſſens willen. Und 
mein 1 ſagt mir, daß ich meinen Kommittenten gegenüber eine Pflicht 
auf mir habe, daß ich nicht blos mein Recht, ſondern auch das Recht meiner 
Kommittenten auf dieſer Stelle zu wahren habe. Se. Majeſtät der König 
— ich darf mir ſchließlich erlauben, dieſe erhabenen Worte ſelbſt vorzutragen, 
die mir die Sache vollſtändig zu begründen ſcheinen, hat geſagt: „Jetzt gilt's 
einen neuen Kampf um dieſelben hohen Güter, einen friedlichen zwar, aber 
ſeine Treffen ſind nicht um eines Haares Breite unwichtiger, als es jene im 
Blachfelde waren. Gott aber wird wieder mit uns ſein, denn es gilt den 
Kampf gegen die böſen Gelüſte der Zeit. Ihre Einmüthigkeit mit Mir, Ihr 
thätiges Bekenntniß, Mir helfen zu wollen: den Boden des Rechts (den wah⸗ 
ren Acker der Könige) immer mehr zu befeſtigen und zu befruchten, wird aus 
dieſem Landtage eine gewonnene Hauptſchlacht wider jenes arge, rechtloſe, 
Deutſchland betrübende und entehrende Treiben machen, zu Ihrem und des 
Vaterlandes Ruhm und zur Befriedigung Meines treuen Volkes.“ Dieſen 
Allerhöchſten Worten laſſen Sie uns nun anſchließen; ſtets den Boden, den 
Acker des Rechtes pflügen. Wir ſind hingewieſen auf die alten Rechte unſe⸗ 
res Volkes, und der ehrenwerthe Redner gegenüber hat mir den Vorwurf 
emacht, als ob es meine Abſicht ſei, dieſe Rechte jetzt wieder hervorzurufen. 
Das habe ich nicht geſagt. Ich habe geſagt, ich befände mich nicht in der 
Lage, jetzt die alten Rechte unſerer früheren Stände in Anspruch zu nehmen. 
Aber, ſo lange uns noch nicht einmal die Rechte der nächſten Vergangenheit 
sichert find, will ich auch nicht auf die Reſervation verzichten, nach Umſtän⸗ 
* auf eine noch entferntere Vergangenheit zurückzugreifen. Ich erinnere 
uch mit gerechtem Stolze, daß meine Vorfahren den Acker des Rechtes ſeit 
vielen hundert Jahren gepflügt und demſelben viele köſtliche Früchte abge⸗ 
wonnen haben, werthvoller, als die materiellen Güter dieſer Erde. Ich weiß 
nicht, wie lang die Spanne Zeit iſt, die mir hier noch zugemeſſen iſt. Wenn 
aber einſt meine letzte Stunde ſchlagen ſollte, dann wünſche ich nur, auf dem 
Acker des Rechts meine Grabſtätte zu finden. Es if heute ein großer Tag 
in der vaterländiſchen Geſchichte. Heut vor 107 Jahren hat Friedrich der 
Große den erhabenen Thron feiner Väter beſtiegen. Laſſen Sie uns durch 
eine würdige That des Landtags feiern die Thronbeſteigung Sr. Majeftät des 
Königs Friedrich's II., der uns nicht blos Schleſten erobert hat, deſſen edelſte 
ohne hier ſitzen.. .. (Eine Stimme lacht laut.) ich finde dies nicht lä- 
erlich, es iſt eine hiſtoriſche Wahrheit des großen Königs, welcher für unſer 
öffentliches Recht den erhabenen Grundſatz aufgeſtellt hat, daß der König der 
erſte Bine: des Staates fer. Es wird eine Zeit kommen, wo keines der eh⸗ 
renwerthen Mitglieder dieſer Verſammlung mehr auf Erden wandelt, dann 
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wird die unparteiiſche Geſchichte über den erſten Vereinigten Landtag zu Ge⸗ 
richt ſitzen. Möge ſie dann ſagen, der erſte Landtag der Kront Preußen, 
insbeſondere die Mitglieder der Kurie der Ritterſchaft, der Städte und Laud⸗ 
gemeinden, fie wurden als fleißige und treue Ackerer erfunden auf dem Acker 
des Rechtes, ſie ſind von dieſem Boden nicht einen Fuß breit abgewichen, 
nicht um dieſes Nagels Dicke haben fie nachgegeben von ihrem guten Rechte, 
fie haben ſtets unabänderlich beharrt bei dem alten deutſchen Grundſatze un⸗ 
ſerer Väter: Recht muß doch Recht bleiben! (Stürmiſcher Applaus.) 
Landtags⸗Kommiſſar: Es war nicht meine Abſicht, mich in dieſem 
Stadium in die wichtige Debatte einzumiſchen, welche die hohe Verſammlung 
in dieſem Augenblicke beſchäftigt. Die gleichſam perſönliche Aufforderung des 
geehrten Redners aber, welcher eben den Redner⸗Platz verlaſſen hat, nöthigt 
mich dazu, damit mein Schweigen nicht gemißdeutet werde. Der geehrte 
Redner hat angeführt, daß er zu dem Entſchluß, von ſeiner früheren Abſicht, 
die vermeintlich verletzten Rechte der Stände nur durch eine Wahrung zu 
ſichern, jetzt auf den Weg der Petition überzugehen, — durch meine frühere 
Aeußerung: „Jeder Weg der Verſtändigung ſei mir wünſchenswerth,“ ermu⸗ 
thigt ſei. Ich kann zwar jedes einzelne Wort und Wörtchen, was ich hier 
geſprochen habe, nicht anerkennen oder verneinen; ich glaube aber nicht, geſagt 
zu haben: jeder Weg der Verſtändigung ſei mir wünſchenswerth, ſondern: 
der Weg der Verſtändigung überhaupt, namentlich derjenige, welcher durch 
die Allerhöchſte Botſchaft vom 22. April d. J. bezeichnet ſei. Bei dieſer 
Aeußerung glaube ich ſtehen bleiben zu müſſen. Dieſen Weg habe ich ge⸗ 
meint, wenn ich den Weg der Verſtändigung angerathen habe. Dabei iſt es 
teinesweges ausgeſchloſſen, keinesweges verwehrt oder erſchwert, auch diejenigen 
Anſichten auszuführen, welche ſich vielfältig in dieſer Verſammlung ausge⸗ 
ſprochen haben, daß nämlich durch die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. 
die Verheikungen des hochſeligen Königs Mafeſtät der verſchiedenen älteren 
Geſetze nicht vollſtändig erfüllt ſeien und daß alſo, weil einzelne Mitglieder 
dieſer hohen Verſammlung, oder weil die Mehrzahl oder die ganze Verſamm⸗ 
lung dieſe Ueberzeugung theile, darauf die Bitte mit gegründet werden könne, 
daß der vermeintlich unerfüllte Theil der Verheißungen durch Declaration 
oder durch Abänderung der neuen Geſetze erfüllt werden möge. Ja ich nehme 
keinen Anſtand, ſelbſt eine Bitte für lohal zu erklären, welche dahin gerichtet 
würde, daß jene Rechte nicht gegeben, ſondern anerkannt werden möchten. 
(Bravo! Bravo!) Aber davon iſt ſehr verſchieden, den Beſchluß faſſen zu 
wollen, der Landtag habe ſolche Rechte. Gegen einen ſolchen Beſchluß würde 
ich mich, und zwar auf Allerhöchſten Befehl, ausdrücklich verwahren müſſen. 
Se. Mafeſtät haben in der Botſchaft erklärt, daß die Verheißungen der frü- 
heren Geſetze, ſo weit ſie unerfüllt geweſen, durch die Geſetzgebung vom 3. 
Februar erfullt ſeien; daß der Landtag keine anderen Rechte habe, als dieſe, 
daß dieſe Geſetzgebung vom 3. Februar allein ſein Geſetz ſei. So lange alſo 
der Geſetzgeber keine andere Entſcheidung trifft, iſt dies allein die Bafis, auf 
der er ſich bewegen darf, Deshalb würde ich mich jedem Beſchluß darüber, 
ob der Landtag andere Rechte habe, auf das Entſchiedenſte widerſetzen müſſen. 
Innerhalb der Gränzen aber, die ich vorhin bezeichnete und die auch ein ver⸗ 
ehrter Redner aus der Provinz Pommern nach meiner Ueberzeugung richtig 
bezeichnet hat, — innerhalb dieſer Grenzen kann ſich die Debatte des Land⸗ 
tags mit voller Freiheit bewegen. Se. Majeſtät werden die Anträge, — ſie 
mogen lauten, wie fie wollen, — als 5 Anträge entgegennehmen, und 
darauf in Ihrer Weisheit entſcheiden, wie Sie de daß es für die In⸗ 
tereffen, für die wahre Wohlfahrt des Vaterlandes am erſprießlichſten fei, 
Abg. v. Beckerath: Obgleich die Verhandlung eigentlich ſchon in ein 
anderes Stadium getreten it, fo kann ich doch nicht umhin, Ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit noch einmal auf den Vortrag des Herrn Juſtiz⸗Miniſters zurückzu⸗ 
lenken und dasjenige nachzuholen, was mir nach den bereits ſtattgefundenen 
Erörterungen darüber noch zu ſagen nöthig ſcheint. Gewiß war eine der 
bedeutendfien Stellen in dieſem Vortrage, diejenige, worin die Behauptung 
ausgeſprochen wird, daß der fragliche F. 13 lediglich eine Verpflichtung gegen 
die Staatsgläubiger enthalte. Dieſer Behauptung muß der F. 1 defielben 
Geſetzes entgegengeſtellt werden. Nachdem hier die Geſammtſumme der Staats⸗ 
ſchulden auf 18,091,720 Thaler feſtgeſtellt iſt, heißt es weiter: (lieſt vor); 
„Dieſe Schulden ſollen nicht nur von Uns, ſondern auch von Unſeren Nach⸗ 
folgern in der Krone bis zu ihrer endlichen Tilgung unausgeſetzt als Laſten 
des Staats und aller im Staatsverbande befindlichen Glieder betrachtet wer⸗ 
den.“ Niemand wird beſtreiten, daß hierdurch den im Staatsverbande de⸗ 
findlichen Gliedern eine Verpflichtung auferlegt wird. Es folgt hieraus, daß 
das Geſetz vom 17. Januar 1820 nicht lediglich die Sicherheit der Staats⸗ 
gläubiger, ſondern auch das Verhältniß zum Gegenſtande hat, in welchem 
ſich die Glieder des Staatsverbandes zu den Staatsſchulden befinden. Es 
liegt ihnen die Verpflichtung auf, für dieſe Schulden bis zu ihrer endlichen 
Tilgung zu haften. Nimmermehr aber kann ein Dokument, welches einem 
Dritten eine Verpflichtung auferlegt und zugleich ein Recht ertheilt, fo inter⸗ 
pretirt werden, daß lediglich der erſtere Theil, der ihn belaſtet, für ihn rechts⸗ 
gültig, der andere Theil aber, der ihn berechtigt, gar nicht auf ihn anwend⸗ 
bar ſei. Entweder beſtehen Recht und Pflicht neben einander oder keines von 
beiden. Ich wende mich nun zu dem Rechtspunkte und erkläre, daß ich dem⸗ 
jenigen Theile des Ausſchuſſes beiſtimme, der den Rechtsanſpruch des Verei⸗ 
nigten Landtages auf alljährliche Einberufung als begründet anerkennt, der 
ferner anerkennt, daß der Vereinigte Landtag feine Rechte nicht auf Ausſchüſſe 
übertragen kann. Einem in dieſer Weiſe gefaßten Antrage werde ich mich 
mit voller Ueberzeugung anſchließen. Es ſcheint mir aber allerdings nöthi 
daß die Verſammlung vorher mit ſich ſelbſt darüber zu Rathe gehe, ob fie 
von dieſem Rechtsanſpruch in ihrer Mehrheit überzeugt iſt, es ſcheint mir dies 
durch den bisherigen Gang der Verhandlungen, durch den Inhalt der Adre 
und durch den Inhalt der darauf erfolgten Königlichen Bolſchaft bedingt. 
Vertrauen wir, daß auch jetzt die Räthe der Krone dazu mitwirken werden, 
auf der allein ſicheren Grundlage des Rechtes den Bau, in dem 16 Milo 
nen wohnen, unerſchütterlich zu befeſtigen! Mögen die Käthe der Krone 
nicht befürchten, möge Keiner in der Verſammlung die Beſorgniß hegen, daß 


durch eine ſolche Ausbildung unſerer inneren Staats⸗Verhältniſſe das Anſe⸗ 
hen der Krone, die Stellung Preußens geſchwächt werde. Die Krone wird 
nie machtvoller ſein, 80 nie mehr geachtet und gefürchtet unter den 
Nationen Europa's daflehen, als wenn eine tiefe moraliſche Befriedigung 


Fürſt und Volk zu einer unauflöslichen Einheit verbindet! Dies if das Ziel, 


N . 


welches wir in dieſen entſcheidungsvollen Tagen mit Feſtigkeit zu verfolgen 
haben; möge es erreicht, möge der heiße Wunſch, der in uns Allen lebt, er⸗ 
füllt werden, der Wunſch, „Gott ſchütze, Gott ſegne das Vaterland!“ (Bravo!) 
Abg. v. Maſſow: Aus allgemeinen und politiſchen Gründen habe ich ſchon 
beim Erſcheinen der Geſetze vom 3. Februar erkannt und habe es ausgeſprochen, daß 
eine Periodizität der Vereinigten Landtage nothwendig ſei, um dem ſtändi⸗ 
ſchen Gebäude, welches wir der Gnade Sr. Majeſtät des Königs verdanken, 
Haltung und Vollendung zu geben. Die Wiederkehr des Landtages iſt uns 
zugeſichert, die Bildungsfähigkeit der Geſetze vom 3 Februar iſt ausgeſpro⸗ 
chen, und das erkenne ich im vollſten Maße an, daß die Grundlage der Er> 
fahrung eben ſo wichtig ſei für uns Vittſteller, als für Se. Majeſtät den 
König und für die Räthe der Krone. Ich weiß ſehr wohl, daß die Anſicht 
nur von einem kleinen Theil dieſer Verſammlung getheilt wird, dies hält 
mich aber nicht ab, ſie offen und frei auszuſprechen, ſo wie den lebendigen 
Wunſch, daß die Wenigen feſt mit mir an derſelben halten mögen. Ich 
ſtelle die Einigkeit der Verſammlung hoch, aber eben ſo hoch ſtelle ich es, 
daß man feſt bei ſeiner Ueberzeugung beharre. Wenn nun weiter beantragt 
wird, daß nächſt der allgemeinen Bitte um Periodizität Se. Majeſtät der 
König jetzt gebeten werden ſolle, beſtimmte Friſten für dieſelbe auszuſprechen, 
ſo hoffe ich, daß ſich dagegen viele Stimmen erheben werden, denn ich kann 
darin nur das erkennen, was ein Theil der Verſammlung vermeiden zu wol 
len bei früherer Gelegenheit ausgeſprochen hat, nämlich ein Drängen in die 
Regierung zu allzu ſchleuniger Abänderung des Geſetzes, einen Sturmſchritt, 
der durch die Verhältniſſe geboten iſt, denn wir haben gottlob keine Feinde 
zu bekämpfen, ſondern wollen bedachtſam fortſchreiten auf der Bahn der Re⸗ 
form, die Preußen immer Segen gebracht hat. Die häufige Wiederkehr 
würde wahrſcheinlich Viele unter uns in die Nothwendigkeit verſetzen, ſich ganz 
der ſtändiſchen Wirkſamkeit zu entziehen, und wenn ich auch anerkenne, daß 
Niemand unerſetzlich ſei, ſo würde ich doch mit Bedauern Männer aus un⸗ 
ſerer Mitte ſcheiden ſehen, die jetzt vorzugsweiſe das Vertrauen des Landes 
befigen. Endlich find auch die anſehnlichen Koſten der Landtage, die dem 
Lande zur Laſt fallen, berückſichtigungswerth. Schon aus allen dieſen Grün⸗ 
den ſtimme ich gegenwärtig gegen jede Petition um die Periodizität der 
Vereinigten Landtage, vor Allem aber noch aus dem Grunde, weil ich der 
ſofortigen Gewährung unſerer Bitte, auf welche es der Mehrzahl doch an⸗ 
zukommen ſcheint, eine Konzeſſion der Krone erkennen müßte, die ich ſelbſt 
nicht wünſchen und hoffen kann. Ja, meine Herren, ich bin überzeugt, wenn 
Viele unter uns dies berückſichtigen wollten, wir würden im Weſentlichen 
nicht minder die Wünſche und Hoffnungen in Erfüllung gehen ſehen, in de= 
nen wir ja mit der großen Mehrzahl vollkommen übereinſtimmen. 

Abg. Meviſſen: Meine Herren: Den Standpunkt, den ich zu der 
heute vorliegenden wichtigen Frage einnehme, glaube ich bei der Debatte der 
Adreſſe hinreichend klar und beſtimmt bezeichnet zu haben; ich habe jenem Vo⸗ 
tum auf Veranlaſſung der Aufklärungen, die uns mittlerweile und nament⸗ 
lich vorgeſtern durch den Herrn Juſtiz-Miniſter geworden find, nichts zuzu⸗ 
fegen. Jene Aufklärungen haben mich in meiner Auffaſſung der Rechte des 
Landes nicht eines Anderen belehrt, fie haben meine frühere Ueberzeugung 
nur beſtärkt. Der Herr Juſtiz-Miniſter erkennt an, daß aus dem Geſetz v. 
17. Januar 1820 ein Rechts-Anſpruch auf die jährliche Einberufung irgend 
einer reichsſtändiſchen Verſammlung hervorgehe. Er ſucht aber den Beweis 
zu führen, daß dieſe reichsſtändiſche Verſammlung eben ſo gut die Deputa⸗ 
tion nach der Verordnung vom 3. Februar d. J. als auch der Vereinigte 
Landtag ſein könne; er ſagt, daß jene Behörde die nach dem Geſetze vom 
Jahre 1820 zur Empfangnahme und Prüfung der Rechnungen geſchaffen 
werden ſollte, füglicher durch jene Deputation, als durch den Vereinigten 
Landtag, dargeſtellt würde. Zunächſt möchte ich dagegen reklamiren, daß das 
Wort Behörde für diejenige Verſammlung paſſe, die in dem Geſetze vom 
Jahre 1820 erwähnt iſt. Ich kann die reichsſtändiſche Verſammlung eines 
Landes nicht als eine Behörde, nicht als ein Glied einer Verwaltungs-Ma⸗ 
ſchine, ſondern nur als ein Organ zur Mitwirkung bei der Geſetzgebung, di⸗ 
rekt aus dem Volke hervorgegangen, ohne allen verwaltenden Charakter be⸗ 
trachten. Ich vermag gar nicht einzuſehen, daß zu gleicher Zeit mehre reichs⸗ 
ſtändiſche Berſammlungen kreirt werden können. Auf dieſer Vorausſetzung 
beruht offenbar die Aeußerung des Herrn Juſtiz⸗Miniſters, daß es jeder Zeit 
der Krone freigeſtanden, mehrere reichsſtändiſche Verſammlungen zu ſchaffen. 
Sie habe von dieſem Rechte Gebrauch gemacht, erſtens durch die Kreirung 
des Vereinigten Landtages, zweitens der Ansſchüſſe und drittens der Deputa⸗ 
tion. Das Weſen einer jeden reichsſtändiſchen Verſammlung beſteht darin, 
daß ſie die Intereſſen des geſammten Landes in ſich repräſentirt, und daß 
fie die geſammten Volksrechte, gegenüber den Rechten und Prärogativen der 
Krone, vertritt. Eine ſolche Vertretung kann bei einem Volke nur Ein⸗ 
mal vorhanden ſein, und wäre es möglich, in einem und demſelben Lande 
zwei reichsſtändiſche Verſammlungen zu haben, ſo müßte es eben ſo möglich 
fein, dieſe zu gleicher Zeit zu berufen, alſo zwei ganz verſchiedene Vota eines 
und deſſelben Volkes zu gleicher Zeit von ſeinen Vertretern entgegenzunehmen. 
Meine Herren! Ich glaube, daß wir an dem Tage ſtehen, wo es ſich defi⸗ 
nitiv entſcheiden muß, ob Rechtsgefühl und welches Rechtsgefühl in unſerem 
Volke lebt. Das Rechtsbewußtſein, was in der langen Zeit, die ſeit jenem 
Geſetz vom 22 Mai 1825 vergangen, im Volke mehr und mehr und zuletzt 
faft in allen Mitgliedern des Volkes ſich ausgebildet hat, es muß hier zu Tage 
kommen; ich glaube, daß es heute vor Allem darauf ankommt, das Rechts⸗ 
gefühl, das in dem Volke lebt, auszuſprechen, es klar und unumwunden zu 
ſagen, daß das preußiſche Volk ein Subjekt vom Rechte iſt und ſich als die⸗ 
ſes Rechts⸗Subjekt weiß und betrachtet. Dieſes Bewußtſein des Volkes kann 
ihm durch keine Macht der Erde genommen werden; einmal erworben, wird 
es daſſelbe bewahren, und heilig halten, und in Inſtitutionen auszuprägen 
ſuchen. Von vielen Seiten 75 dargeſtellt, daß das Königthum, was wir 
Alle hochhalten wollen, deſſen Macht und Würde bei jener denkwürdigen Dis⸗ 
kuſſton der Adreſſe fo erhaben und ſchon aufgefaßt, als für das Wohl des 
Vaterlandes ſo nothwendig wie wohlthaͤtig dargeſtellt wurde, daß dies König⸗ 

thum in feiner Machtfülle geſchmälert e wenn die Rechte des Volkes 
gewahrt, durch dieſe Rechte die Rechte der EN sßrängt werden. Meine 
Herren! Mir ſcheint dieſe Auffaſſung einer weſentlichen Berichtigung zu be⸗ 
dürfen. Ich kann das hohe Intereſſe, was das Königthum daran gaben foll, 
daß das Volk nicht beſtimmte Rechte befige, nicht anerkennen. a ſcheint 


bitten haben, 


mir der Gegenſatz zwiſchen Vergangenheit und Gegenwart nicht zu Liegen: 
König und Volk bilden eine untrennbare Einheit zur gemeinſchaftlichen Er» 
ſtrebung deſſelben Zweckes, der Macht und Würde der kulturhiſtoriſchen Ent⸗ 
wickelung einer Nation. Das Königthum wird in ſeiner Machtfülle durch die 
Rechte einer reichsſtändiſchen Verſammlung nicht geſchwächt, ſondern geſtärkt, 
wie dies der Geſandte des mächtigſten Souverains der Erde, des Königs von 
England, auf dem Wiener Kongreſſe 1814 ausdrücklich erklärte. Die Aen⸗ 
derung in der Form des Staates, die aus der Berufung von Reichsſtänden 
hervorgeht, iſt für das Königthum nur von geringer Bedeutung; von höchſter 
Bedeutung aber für das Beamtenthum, für diejenige Klaſſe, die in dem 
Staate, welcher keine ſtändiſche Inſtitution beſitzt, das Volk ohne Kontrolle 
leitet und verwaltet. Meine Herren! Das Königthum iſt in den letzgedach⸗ 
ten Staaten überall an die Mitwirkung des Beamtenthums gebunden, es 
kann ohne dieſes Organ keinen irgend erheblichen Regierungsakt ins Leben 
treten laſſen, es kann nur mittelſt der Beamten die Vollziehung ſeines Willens 
ſichern. Es wäre aber gewiß eine ganz irrige Auffaſſung, wenn geglaubt 
würde, daß das Königthum, dieſen Beamten gegenüber, eine ganz unbeſchränkte 
Macht beſitze und geltend zu machen vermöchte. Die innere Geſchichte der 
Kabinette Europa's könnte darüber heilſame Lehren geben; es würde nicht 
ſchwer ſein, den Beweis zu liefern, daß das Beamtenthum die Macht der 
Krone in mehreren dieſer Kabinette mehr beſchränkt, als es irgend eine 
Stände-Verſammlung je vermag. Ich glaube, daß in vielen dieſer Kabi⸗ 
nette der Wille des Königs ſich gar nicht geltend zu machen vermag, 
wenn der Wille des Beamtenthums dem Königlichen Willen entgegentritt. 
Das Beamtenthum wird ſich immer aus ſich ſelber ergänzen; andere Räthe 
werden kommen, aber derſelbe Geiſt wird die neuen befeelen, der in den 
alten herrſchte; gegen dieſe Macht der Verhältniſſe, glaube ich, kann keine 
noch ſo entſchiedene Perſönlichkeit ankämpfen; dieſe Verhältniſſe ſind mächti⸗ 
ger, als die mächtigſte Perſönlichkeit! und deshalb iſt in keiner Zeit der Ge⸗ 
ſchichte das Königthum ganz unbeſchränkt geweſen; die Entwickelung der Ge⸗ 
ſchichte aber iſt die, daß das Volk über dieſe Schranken des Beamtenthums 
hinausdringt, ſobald es ſich ſeines unverjährbaren Rechtes, für ſeine höchſten 
Intereſſen ſelbſtſtändig mitzuwirken, bewußt wird, ſobalb das Beamtenthum 
nicht mehr alle ſeine Verhältniſſe und Intereſſen allein zu erkennen und zu 
vertreten vermag. In der Unzulänglichkeit des Beamtenthums, in dem er⸗ 
wachten Rechtsbewußtſein des Volkes liegt die tiefe Nothwendigkeit, die tiefe 
ſittliche Bedeutung aller ſtändiſchen Inſtitutionen, und ich glaube, daß Nie⸗ 
mand die Stände mit größerer Liebe berufen hat, Niemand mehr von ihrer 
Nothwendigkeit durchdrungen geweſen iſt, als gerade unſer erhabener König. 
Wir können und wollen es uns nicht verhehlen, daß wir ſeinem freien Ent⸗ 
ſchluſſe die Berufung der Stände verdanken; ſeiner Einſicht und Ueberzeugung, 
daß die Intereſſen des Landes durch unabhängigere und ſelbſiſtändigere Or⸗ 
gane, als das Beamtenthum, vertreten werden mußten. Seien wir gerecht 
in der Würdigung dieſes hochſinnigen Entſchluſſes, der in der Berufung des 
Vereinigten Landtages keine Beſchränkung der Rechte der Krone ſah. Ein 
weiteres-Motiv, ebenfalls in der Anſicht wurzelnd, daß durch ſtändiſche In⸗ 
ſtitutionen die Rechte der Krone geſchmälert würden, ward daher entwickelt 
daß die Stellung des Preußiſchen Staates nach außen weſentlich geändert 
würde, wenn ein Rechtsanſpruch des Preußiſchen Volkes zur Anerkennung 
gelange, ein Rechtsanſpruch auf ſtändiſche Verfaſſung mit allen derſelben 
weſentlichen Attributen. Meine Herren, ich glaube nicht, daß dem ſo iſt, ich 
glaube nicht, daß das Ausland unſere Verhältniſſe ſo falſch auffaßt, ich 
glaube, daß in Preußen ſeit vielen Jahren Niemand daran zweifelt, daß es 
oft genug ausgeſprochen, daß es oft genug feit funfzig Jahren und länger 
von unſeren Fürſten anerkannt worden iſt, daß wir nicht in einem abſoluten 
Staate, ſondern einem Rechtsſtaate leben, und daß es ſich in dieſem Augen⸗ 
blicke nicht von Umbildung des Weſens dieſes Staates, ſondern nur von 
Ausbildung der für ihn zeitgemäßen Formen handelt. Ich weiß nicht, inwie⸗ 
fern die Worte des Königlichen Herrn Kommiſſars, die wir eben vernommen 
haben, geeignet find, auf dieſe Vertretung beſchränkend einzuwirken; ich ver- 
mag das in dieſem Augenblicke nicht zu beurtheilen, behalte mir aber vor 
darauf näher einzugehen, wenn ſich in dem Laufe unſerer Verhandlungen 
ergeben ſollte, daß der Standpunkt des Rechtes, ſo wie ich ihn auffaſſe, in 
dieſem Saale nicht zu einer erwünſchten Feſtſtellung gebracht werden könnte. 
(Der Sprecher wird durch Lärmen unterbrochen.) 
Marſchall: Ich muß zur Ruhe auffordern, weil man den Redner 
nicht vernehmen kann. 8 6 
Abg. Meviſſen: Das preußiſche Volk wird mit ganz anderem Gewicht 
in die Wagſchale Europas fallen, wenn es ſeinen inneren Rechtszuſtand ge⸗ 
ordnet, ſeine Inſtitutionen ausgebildet hat, als heute, wo ſich die Ungewiß⸗ 
heit, die in unſerem Volke vorhanden if, das Schwanken unſerer ſtaatsrecht⸗ 
lichen Formen ſich dem Blicke Europa's nicht ganz zu verbergen vermag. 
Wir werden einen weiteren, höchſt bedeutenden Schritt zu jener Einheit mit 
dem geſammten deutſchen Vaterlande, die von uns ſo lebhaft angeſtrebt wird, 
thun, wenn wir unſere Inſtitutionen auf dieſelben Rechtsbegriffe, die in den 


übrigen conſtitutionellen Staaten Deutſchlands ſeit langen Jahren zur An⸗ 


erkennung gelangt ſind und fortdauernd dort gelten, ſtützen. Ich frage, wird 
die Macht und das Anſehen unſeres Königs geſchwächt werden, wenn er über 17 
Millionen freier Menſchen, die ihrer Freiheit bewußt geworden ſind, die ſich 
der Anerkennung derſelben in einer bewährten Verfaſſung erfreuen, herrſcht? 
Wenn es auch die fernſte Ferne weiß, daß er ſeinen Stolz, ſeine Macht und 
ſeinen Ruhm darin findet, in der gegenſeitigen Anerkennung der Rechte, in 
der vollen Uebereinſtimmung ſeines Rechtes und der Rechte dieſer ſiebzehn Mil⸗ 
lionen? Ich gebe gern zu, daß die Ausübung unſerer Rechte zur Ba der 
freien Königlichen Entſcheidung unterworfen iſt, daß wir Se. Mafeſtät zu 
unſere Rechte anzuerkennen, uns ihre Ausübung zu geſtatten. 
Aber ein Recht, was ich beſitze, mag es auch noch ſo lange dauern, bis es 
anerkannt wird, das kann ich nicht durch eine Bitte um neue Verleihung in 
Frage ſtellen. Ich glaube, es mir und meinen Kommittenten ſchuldig zu fein, 
dieſes Recht in ſeinem vollen Umfange zu verwahren, daſſelbe meinen Kindern 
zu vererben, dadurch, daß ich die Ueberzeugung ſeines ungeſchmälerten Fort⸗ 
beſtehens, auch wenn es einſtweilen nicht zur Ausübung gelangen ſollte, in 
ihnen fortpflanze und ungeſchwächt lebendig erhalte. Ein Volk, was feiner 
Rechte bewußt iſt, wird dieſelben, ich bin davon feſt überzeugt, früher oder 
(Fortſetzung in der dritten Beilage.) 
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> (Bortfegung in der zweiten Beilage.) 

ſpäter anerkannt ſehen. Von dieſem Standpunkte aus ſchließe ich mich dem 

Amendement an, das ein verehrter Redner der Ritterſchaft aus Weſtphalen 

eſtellt hat, dahin zlelend, daß Se. Majeſtät gebeten werde, das in dem Ge⸗ 

etze vom 17. Januar 20 dem Volke verbriefte Recht jährlich wiederkeh⸗ 

render reichsſtändiſcher Verſammlungen anerkennen und die Ausübung deſſel⸗ 
ben geſtatten zu wollen. 55 

Abg. Gier: Ich wünſche den Weg der Petition einzuſchlagen und ſtimme 
dafür, daß eine zweijährige Wiederkehr der Stände des Reiches eintrete, ſo 
wie die Fortlaſſung der Ausſchüſſe geſchehe, und glaube, daß dies zur wahren 
Wohlfahrt des Königs und des Vaterlandes führen wird. 

Abg. v. Haw: Nach meinem Ermeſſen ſteht uns ein rechtlicher Anſpruch 
auf einen periodiſchen Zuſammentritt nach gewiſſen Zeitabſchnitten nicht zu, 
denn ich finde ihn in keinem Geſetze ausgeſprochen. Allein ich halte die Pe⸗ 
riodizität für zweckmäßig und wünſchenswerth, als ein Mittel zur feſteren 
Konſtituirung der Central⸗Landſchaft. Darum trete ich einer Bitte bei: des 
Königs Majfeſtät möge Allergnädigſt geruhen, eine periodiſche Verſammlung 
der Central-Landſchaft nach Allerhöchſten Orts angemeſſen ſcheinenden Zwi⸗ 
ſchenräumen anzuordnen. 

Abg. Frhr. von Lilien⸗Echthauſen: Ich werde die Frage nur von 
der politiſchen Seite auffaſſen. In dieſer Beziehung verkenne ich keines⸗ 
weges das Gewichtige der Nützlichkeits⸗ und inneren Nothwendigkeitsgründe 
in dem Gutachten der Abtheilung, womit dieſelbe ſich für die Nothwendigkeit 
der periodiſchen Wiederkehr des Vereinigten Landtags in beilimmten Zeit⸗ 
abſchnitten ausgeſprochen hat. Für mich kommt es indeſſen auf alle dieſe 
Gründe größtentheils nicht weiter an, da ich die periodiſche Wiederkehr des 
Landtages aus dem Grunde allein ſchon für dringend wünſchenswerth halte, 
damit die zur Zeit neben demſelben beſtehenden Central⸗Haupt⸗Ausſchüſſe in 
ihrer gegenwärtigen Einrichtung entbehrlich werden. Ich bin nämlich kein 
Freund von Surrogaten, wenn ich das Oiginal unter denſelben Bedingun- 
gen haben kann. Sodann liegt es in der Natur der Sache, daß der aus 
dem Vereinigten Landtage hervorgegangene Ausſchuß bei ſeinen Berathungen 
nicht ſowohl die Meinung des in ſeinen Ständen vertretenen Landes als viel⸗ 
mehr die politiſchen Anſichten der Fraktion des Vereinigten Landtages wie⸗ 
dergeben wird, die eben ſeine Wahl durchgeſetzt haben. Ich würde daher 
auch nicht das mindeſte Bedenken tragen, mich dafür auszuſprechen, daß Se. 
Majeſtaͤt der König von dem gegenwärtigen Vereinigten Landtage gebeten 
werden möge, die periodiſche Wiederkehr des Vereinigten Landtages in be⸗ 
ſtimmten Zeitabſchntten auszuſprochen, wenn Se. Majeſtät nicht inzwiſchen 
ſchon in der Allerhöchſten Botſchaft auf die Dank⸗Adreſſe uns die Zuſage zu 
ertheilen geruht hätten, daß für das nächſte Mal der Vereinigte Landtag 
ſchon innerhalb der nächſten vier Jahre zuſammentreten ſolle, und zwar haupt⸗ 
ſächlich deshalb, damit derſelbe auf Grund der bis dahin geſammelten Er⸗ 
fahrungen die etwa nöthig erſcheinenden Abänderungen des Patents vom 3. 
Februar und der damit in Verbindung ſtehenden Verordnungen erbitten möge. 
Ich halte es für eine moraliſche Verpflichtung, daß wir der von St. Majeflät 
ausgeſprochenen Erwartung nicht dadurch entgegenhandeln, daß wir ſchon 
jetzt eine Bitte auf periodiſche Wiederkehr des Landtages an den Thron gelan⸗ 

en laſſen. Ich erlaube mir daher ein Amendement dahin zu ſtellen, daß die 
rage, wie ſie von der Abtheilung geſtellt iſt, in die nachſtehenden beiden Fra⸗ 
gen getheilt werde. Erſtens: Hält die Verſammlung die periodiſche Zuſam⸗ 
menberufung des Vereinigten Landtags in beſtimmten Zeitabſchnitten übers 
haupt für erforderlich? Ich glaube mit Sicherheit annehmen zu dürfen, daß 
dieſe Frage mit großer Majorität bejaht werden wird. Die zweite Frage iſt 
die: Iſt die Verſammlung der Anſicht, daß Se. Majeſtät ſchon von dem er⸗ 
ſten Vereinigten Landtage gebeten werde, die periodiſche Zufammenberufung 
des Vereinigten Landtags in beſtimmten Zeitabſchnitten auszusprechen? Die ſe 
Frage wird von allen denjenigen verneint werden, welche mit der Anſicht 
übereinftimmen, welche ich fo eben die Ehre hatte, näher zu entwickeln. 
5 Marſchall: as Amendement geht dahin, daß eine gewiſſe Fragſtel⸗ 
lung ſtattfinden ſoll. So wie es formulirt if, kann ich nicht fragen, ob es 
Unterſtützung findet, denn ob die Frage ſo oder anders geſtellt werden wird, 
kann erſt von dem Laufe der Debatte abhängen. Ich kann nur fragen, ob 
das Materielle dieſes Amendements Unterſtützung findet, und dieſes geht da⸗ 
hin, daß der jetzige Landtag die Petition auf periodiſche Wiederkehr an Se. 
Majeſtät noch nicht ſtelle. Findet diefer Antrag die Unterſtützung, welche nö⸗ 
thig iſt, um ihn zur Berathung zu bringen? Ich bitte diejenigen, die ihn 
unterſtützen, aufzuſtehen. (Wird unterſtützt.) 

Abg. Moewes: Ich wollte mir nur die Bemerkung erlauben, daß es 
gar nicht als Amendement zu betrachten iſt, ſondern nur als ein diffentiren- 


d . f 
5 ee v. Gneiſenau: Mit Bedauern habe ich im Laufe der heu⸗ 


i atte von diefer Stelle aus Worte vernommen, welche auf Aeußc⸗ 
a 20 Zuſtände außerhalb dieſes Saales Bezug nehmen. Zuvörderſt 
muß ich in dieſe Kategorie den Eingang der Rede des geehrten Mitgliedes 
der Pommerſchen Ritterſchaft fegen. Sie enthält Anſchuldigungen von Aeu⸗ 
ßerungen einer Partei gegen eine andere. Ich habe von dieſer Stelle aus 
nichts gehört, dem ich eine ſolche Deutung unterlegen könnte; ich muß alſo 
Lauben, daß dieſe Aeußerungen außerhalb dieſes Saales gefallen find. 

ſeze ferner in dieſe Kategorie die Anſpielung, die das geehrte Mitglied 
der Weſtphäliſchen Ritterſchaft auf die Vereinigung im Engliſchen Haufe ge⸗ 
macht hat; ich gehe auf die Beſtrebungen dieſer Vereinigung nicht näher ein, 
weil die Anſichten und Geſinnungen ihrer Mitglieder offen der Beurtheilung 
vorliegen. Aber von dem zufälligen Schilde über dieſem Hauſe auf die Ten⸗ 
denz der Vereinigung, fo ehrenvoll die Unterſtellung des geehrten Redners 
auch fein mag, Zu ſchließen, würde eben fo wenig zutreffen, als daraus, 
daß eine andere Faction ihre Verſammlung im Hotel de Ruſſte hält, den 
Verdacht zu ſchöpfen, daß fie eine ruſſiſche Politik verfolgt. (Gelächter.) 

Meine Herren! Wo große politiſche Verſammlungen berathſchlagen, wer⸗ 
den ſich jederzeit Parteien bilden, und dieſe Parteien werden in der Ver⸗ 
ſammlung ſich einander gegenüberſtehen und verſchiedene Zwecke verfolgen. 
Ich finde darin das Glück der politiſchen Verſammlungen! Ich achte jede 
auch mir gegenüberſtehende Anſicht, wenn fle aus der Tiefe der inneren Ueber⸗ 
zeugung hervorgeht. Aus dieſer Reibung der gegenüberſtehenden Parteien 


muß endlich das Gute hervorgehen. Es iſt aber nicht nöthig, daß auch außer⸗ 
halb dieſes Ortes dieſe Parteien ſich anfeinden, und ich würde daher den 
Wunſch ausſprechen, daß in Zukunft inmitten dieſes Saales das, was außer⸗ 
halb deſſelben geſchieht, mit keinem Worte berührt werde. Indem ich nun 
auf den vorliegenden Gegenſtand der Debatte übergehe, ſo muß ich befür⸗ 
worten, daß ich kein Juriſt bin und mich alſo nicht auf juriſtiſche Deduction 
in ihrer ganzen Feinheit einlaſſen kann. Mein Urtheil gründet ſich auf das 
Maaß des gefunden Menſchenverſtandes, welches die Natur mir zugewiefen 
hat. In Bezug auf den Rechtsanſpruch aus dem §. 13 des Geſetzes von 
1820, ſo ſinde ich ihn nicht begründet. Es wird daſelbſt von jährlicher 
Rechnungs⸗Ablegung geſprochen; in anderen konſtitutionellen Staaten findet 
die Rechnungs⸗Ablegung ebenfalls alljährlich ſtatt; ohne daß alljährlich Ver⸗ 
ſammlungen fattfinden; fie können in anderen Perioden oder auch durch 
bevollmächtigte Deputationen abgenommen werden. Ueberhaupt muß ich be⸗ 
kennen, daß ich das Patent vom 3. Februar vielmehr als eine Einführung 
der früheren Geſetzgebung ins Leben betrachte. Dieſe hat, wenn ich mich des 
Ausdrucks bedienen darf, ſeit 30 Jahren geſchlafen; ich ſehe alſo nicht ein, 
wie man vollkommene Rechtsanſprüche auf etwas begründen will, was 30 
Jahre geruht hat und nie in Ausführung getreten iſt; ich ſehe ferner nicht 
ein, wie man ein ſolches Recht, wenn es exiſtirte, geltend machen wollte, wo 
kein entſchiedener Richter einen Ausſpruch thun kann. (Aufregung.) Wenn 
ich nun alſo ein Recht, welches ſich nur auf den klaren Buchſtaben gründet 
hier nicht anerkennen kann, jo geht daraus ſelbſtredend hervor, daß, obglei 
der Herr Landtags⸗Kommiſſar eine entgegenſtehende Anſicht geäußert hat, ich 
mich nicht dem in dem Amendement des geehrten Mitgliedes von Weſtphalen 
enthaltenen Wunſche anſchließen kann, Se. Majeſtät den König um Aner⸗ 
kennung eines ſolchen Rechtes zu bitten; gleichwohl ſehe ich die Nothwendig⸗ 
keit und Nützlichkeit ein, die periodiſche Zuſammenberufung des Landtages zu 
erbitten. Es iſt mir nicht möglich, in einem Staate, der offenbar wie der 
unſrige ſeit dem 3. Februar — man nenne es, wie man will — eine Ver⸗ 
faſſung erhalten hat, dieſe Verfaſſung in ihrer ganzen Wirkſamkeit mir zu 
denken, wenn die periodiſche Verſammlung nicht fefifieht. Ich wünſche, daß 
die Entſcheidung auf unſere Frage Sr. Majeſtät dem Könige anheimgeſtellt 
werde, ich wünſche ferner, daß, wenn wir binnen 4 Jahren wieder zuſam⸗ 
menkommen, unſere Zeit nicht wieder in Anſpruch genommen werden möge 
durch Debatten über die Verfaſſung. Wir würden dann gerade auf demſel⸗ 
ben Punkte fein, auf dem wir uns jetzt befinden. Ich bin daher zufrieden, 
wenn Se. Maleſtät der König eine freie und volle Entſcheidung auf unſere 
Bitte gewährt. 

Abg. Frhr. v. Vinke: Ich kann nur mein lebhafteſtes Bedauern wie⸗ 
derholen, daß ich zum drittenmale wider meinen Willen mich auf dieſem 
Standpunkte befinde, um perſönliche Angriffe ablehnen zu müſſen. Der letzte 
Redner hat mir nämlich den Vorwurf gemacht, daß in meiner Perſon eine 
Partei die andere angefeindet hätte. Das Wort Partei iſt nicht über meine 
Lippen gekommen; ich kenne keine Partei und ſetze eine Ehre darin, keiner 
Partei anzugehören, und hoffe, dies durch mein bisheriges Verhalten doku⸗ 
mentirt zu haben. Ich erfahre zum erſtenmale, daß der Redner einer Partei 
angehört, die Beſchlüſſe faßt; ich habe das nicht gewußt. Ich habe Nieman⸗ 
den angefeindet, ich habe nur meine Genugthuung darüber ausgeſprochen, 
daß ſich Mitglieder zu einem löblichen Zweck vereinigt haben, dem ich voll⸗ 
ſtändige Gerechtigkeit widerfahren laſſe. Ich kenne keine Verſammlung, die 
ſich im Hotel de Ruffte zu Parteizwecken gebildet hat. Es hat ſich nur dort 
vor einiger Zeit eine ſolche zuſammengefunden, um den Gegenſtand der Pe⸗ 
tition der 138 zu beſprechen, es hat aber nicht die mindeſte Exklusivität das 
bei ſtattgefunden, ich berufe mich auf das Zeugniß der 138 Mitglieder, na⸗ 
mentlich auf ein bekanntes Mitglied aus Preußen. Wir haben nur gemeint, 
daß wir Niemanden zu dieſer Verſammlung einladen könnten, von dem wir 
nicht vorausfegten, daß er beiträte und fich anſchließen würde; aber Jeder, 
der zuhören wolle, ſolle uns willkommen ſein. Wenn irgend Motive vorge⸗ 
legen haben ſollten, das Hotel de Ruſſte zu den Zuſammenkünften zu wäh⸗ 
len, ſo wäre es vielleicht nur das geweſen, um durch den Klang des Na⸗ 
mens auch die Mitglieder anzuziehen, von denen wir damals noch nicht 
wußten, daß fie ſich zu engliſchen Geſinnungen hinneigten. (Gelächter.) Ich 
kenne kein Geſetz und Verhältniß, wodurch eine Partei, wie fie hier benannt 
iſt, die ſich im Engliſchen Hauſe verſammelt, die Rechte der Kurie der drei 
Stände erlangt und den Rechtsboden dieſer Verſammlung gefunden haben 
könnte. (Bravo!) 87 ; 
Abg. Graf von Schwerin: Ich bin ein großer Feind von perſönli⸗ 
chen Erörterungen und Erklärungen; aber wenn ich direkt dazu aufgefordert 
werde durch den Redner, der vor mir ſprach, ſo kann ich ſie nicht vermei⸗ 
den. Ich habe aber geglaubt, daß meine heutige Rede dazu am wenigſten 
Veranlaſſung geben ſollte, als hätte ich ſagen wollen: diejenigen die meine 
Ueberzeugungen nicht hegen, ſind nicht ehrlich, im Gegentheil glaube ich ge⸗ 
ſagt zu haben, weil wir dieſe Ueberzeugung haben, darum können wir 
nur unſere Treue gegen Se. Majeſtät den König bewähren, darum können 
wir nur ehrliche Männer fein, wenn wir unfere Ueberzeugung gegen Se. 
Majeſtät den König ausſprechen. Ich ſollte meinen, darin läge unzweideu⸗ 
tig die Erklärung, daß ich diejenigen, die dieſe Meinung nicht haben, auch 
vollſtändig berechtigt halte, dieſe Erklärung nicht abzugeben. 

Abg. von Platen: Ich ſchließe mich dem Gutachten der Abtheilung 
und dem Amendement des Herrn von Vincke an und glaube hierdurch meine 
1 505 über die Nothwendigkeit der Feſthaltung des Rechtsbodens dargethan 
zu haben. 

Abg. Tſchocke: Hohe Verſammlung! Ich beginne meine Erklärung 
damit, daß ich mich der Minorität der geehrten Abtheilung anſchließe, deren 
Anſicht dahin geht, daß die jährliche Wiederkehr einer reichsſtändiſchen Ver⸗ 
ſammlung geſetzlich begründet ſei. Ich finde dieſe begründet in den Worten, 
daß die Schulden⸗Deputation der reichsſtändiſchen Verſammlung alljährlich 
Rechnung ablegen ſoll; ich bin dagegen nicht gemeint, daß die Verſammlung 
lediglich zu dieſem Zweck zuſammen treten ſoll, ſondern daß ein nicht minder 
großer Zweck jener Beſtimmung zu Grunde gelegen hat, nämlich die Lan⸗ 
des⸗Angelegenheit, die der Geſetzgeber von ſeinen Ständen berathen wiſſen 
wollte, und daß der Sinn des Geſetzes dahin geht, daß die Schulden⸗Depu⸗ 
tation der reichsſtändiſchen Verſammlung bei dieſer Gelegenheit Rechnung 


direkte Stimme aus dem Volke 
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vielfach gemodelt worden, wenn 


x an dieſem Geſetze 
legen ſollte. Wenn aber an dief ſetz Mad, ſe ſei es auch wir er 


verſchiedene Folgerungen daraus gezogen worden 
1505 SR, Anfichten darüber auszusprechen. Es ſind dies folgende: Der 
hochſelige König hat ausdrücklich feſtgeſetzt, daß die reichsſtändiſche Ver⸗ 
ſammlung alljährlich ftattfinden ſoll, weil er fie für nothwendig erkannt, 
weil er der Ueberzeugung war, daß eine Regierung, die, mit weniger Aus⸗ 
nahme, blos in den Büreaus und blos durch Beamten geführt, ohne eine 
zu vernehmen, unpraktiſch ſei, weil ſie in 
dem Boden des Volkes keine Wurzel habe, weil eine ſolche Regierung nicht 
befähigt ſei, des Volkes Wohlfahrt zu gründen, zu bewahren oder zu erho⸗ 
hen, weil ſte vielmehr zum Ruin derſelben führen und am Ende ihren eige- 
nen Untergang herbeiführen kann; das f N m C ö 
delzu jenen Geſetzen und namentlich zu dieſer vorliegenden ſpeziellen Beſtimmung. 
Meine Herren! Uns Allen ſind die hohen Herrſchertugenden des hochſeligen Königs 
noch in ſo friſchem Andenken, als daß deren Aufzählung nothwendig wäre. 
Wir wiffen aber auch Alle, daß jene Herrſchertugenden, verbunden mit dem ern⸗ 
ſten Willen, ſein Volk zu beglücken, nicht ausreichten, ein ſchweres Unheil 
von der Krone und dem Volk abzuwenden. Das Unglück brach herein, die 
Urſache konnte nirgends gefunden werden, als in der büreaukratiſchen Regie⸗ 
rungsform, die, ſo lange ein großer Geiſt ſie leitete, auch Großes ſchuf; als 
dieſer aber entwichen, als ſie ihre Zeit überlebt hatte, weil ſie das Volk von 
der Theilnahme ſeiner heiligſten Intereſſen ausſchloß, da brach das Unglück 
herein. Aber der weiſe Monarch erkannte bald die Urſache, die jene trübe 
Wirkung herbeigeführt hatte, und als es jenen drei Monarchen, die mehr 
oder weniger ein gleiches Geſchick betroffen, gelungen war, durch ihre Weiss 
heit und die Treue ihrer Völker ihre Throne wieder ſichergeſtellt und ihre Völker 
von der Fremdherrſchaft befreit zu haben, da nahmen ſie jene Siege als ein 
Geſchenk des Himmels an, ihre Herzen waren dankerfüllt gegen den ewigen 
Lenker aller Geſchicke, und ihre Bruft erglühte von den herrlichſten Vorſätzen 
für ihrer Völker Glück. So ſtanden die Sachen, als unſer hochſelige Mo⸗ 
narch jene Gefühle, jene Entſchließung niederlegte in die deutſche Bundesakte, 
die unſere innere politiſche Geſtaltung beſtimmte, und dies Geſetz iſt ein ſicht⸗ 
bares Zeichen jener frommen Entſchliehung unſeres hochſeligen Monarchen. 
So, meine Herren, frage ich, was konnte nach ſolchen Ereigniſſen ein Mo: 
narch anders thun, als feinem Volk eine Verfaſſung geben, die den Stän⸗ 
den eine jährliche Zuſammenkunft zuſicherte, damit die Regierung ununter⸗ 
brochen von den Vedürfniſſen des Volks unterrichtet bliebe. Hiermit glaube 
ich meine Anſicht begründet zu haben und den Zweifel ausſprechen zu dürfen, 
daß alle entgegengeſetzte Anſichten einer gleichen Begründung fähig ſeien. Ich 
glaube, gehört zu haben: daß das Gutachten der drei Herren Miniſter dahin 
ausgefallen ſei, daß jene Geſetze in dem Patente wirklich enthalten ſind; — 
dann bleibt uns nur Eins übrig; das Eine aber iſt eine heilige Pflicht für 
die Vertreter des Volkes, nämlich von dem übel berathenen Könige an den 
beſſer zu berathenden zu appeliren. Ja, meine Herren, appelliren wir an 
die Weisheit und Gerechtigkeitsliebe Sr. Majeſtät mit der feſten Zuverſicht, daß 
Se: Majeſtät mit der Bewahrung der Macht, der Würde und der Rechte 
ſeiner Krone auch die Rechte und die Liebe ſeines Volkes bewahren und auch 
dieſe in möglichſt geſteigertem Maße auf feinen Nachfolger vererben wird. 
Abg. v. Manteuffel J.: Ich werde meine Ueberzeugung hier aus⸗ 
ſprechen, auf die Gefahr hin, daß der Spiegel der Wahrheit, den ich Ihnen 
vorzuhalten beabſichtige, vielleicht nicht allen gefällt. Vergegenwärtigen wir 
uns die Lage, in der wir uns in dieſem Augenblicke der Krone gegenüber 
befinden; der König hat aus eigener freier Machtvollkommenheit die Geſetze 
vom 3. Februar erlaſſen, er hat viel gewährt, er hat mehr gewährt, als er— 
wartet werden konnte. Ich nenne das ein hochherziges Vertrauen, was er 
dem Lande und deſſen hier verſammelten Vertretern erwieſen hat. Es ſind 
ehrfurchtsvolle Bedenken von hier aus vorgetragen worden gegen dieſe Aller— 
höchſte Beſtimmung, und Se. Majeſtät hat hierauf die Antwort gegeben, 
Sie wollten in Ihrer Weisheit die Erfahrung zu Rathe ziehen und dann 
eine Entſcheidung treffen; es iſt uns ſogar ein Zeitpunkt beſtimmt, bis zu 
welchem unſer Beirath gehört werden ſoll. Was wird uns nun gegenüber 
dieſer Königlichen Entſchließung vorgeſchlagen? Wir ſollen erklären, die Ges 
ſetze vom 3. Februar gefallen uns theilweiſe wohl, theilweiſe aber nicht; ſtück—⸗ 
weiſe nähmen wir fie an, ſtückweiſe verwahrten wir uns dagegen; wir woll- 
ten uns nicht beruhigen bis auf den Zeitpunkt, den der König zur Erwägung 
der Abänderungen uns geſtellt hat, ſondern wir wollen gleich und bevor die 
Geſetze ausgeführt ſind, darum bitten. Meine Herren! Ein hochherziges Ver⸗ 
trauen, eine weiſe Vorſicht finde ich in dem, was Se. Majeftät in dieſer 
Angelegenheit gethan und geſprochen haben; leider vermiſſe ich dies in dem, 
was man uns vorſchlägt. Der König hat ſeine getreuen Stände um ſeinen 
Thron, der mitten unter ihnen ſteht, verſammelt, und eine Petition, die wir 
hier beſchließen, geht an Niemand anders, als an die Perſon des Königs. 
Jenen Einwurf alſo kann ich nicht gelten laſſen. Ich komme endlich auf 
den Rechtsboden, den viel beſprochenen, viel betretenen Rechtsboden. Ich 
weiß, der Rechtsboden iſt verſchieden formulirt und begründet, ich will Ihnen 
aber eine ganz einfache Formel dafür vorlegen, aber eine Formel, die wenig- 
ſtens das für ſich hat, daß ſie im Lande eine Wahrheit iſt, zur Zeit eine 
Wahrheit. Dieſe Formel heißt: was mit des Königs Unterſchrift inder Ge— 
feg- Sammlung ſteht, ift ein Geſetz. Nun frage ich Sie, ſtehen die Verord— 
nungen vom 3. Februar nicht in der Geſetz Sammlung mit des Königs Un⸗ 
terſchrift? (Gelächter. ) Ich höre, man weiſt darauf hin, andere Geſetze 
ſtänden auch darin. (Gelächter.) Ich glaube, wenn wir den Rechtsboden, 
den ich bezeichnet habe, untergraben, ſo erfüllen wir unſere Schuldigkeit nicht. 
Denken Sie daran, was es heißt, alle unſere Rechtszuſtände in Zweifel zu 
ſtellen, dadurch, daß man dieſe Rechtsgrundſätze verläßt. Laſſen wir die 
Weisheit Sr. Majeſtät walten. Man hat geſagt, es ſei unzuläſſig, gegen— 
über den Kommittenten ſich von Vertrauen leiten zu laſſen. Meine Herren! 
Das ift mir nicht bewußt, daß das Volk, daß unſere Komittenten kein Ver⸗ 
trauen hätten; ich glaube, wir handeln im Sinne derſelben, im Sinne des 


das find nach meinem Erachten die Grün- 


ganzen Landes, wenn wir vertrauen, und deshalb bitte ich Sie, gegen die 
Petitionen ſich auszuſprechen. - 

Abg. v. Meding: Die Abtheilung hat meiner Anfiht nach die Frage, 
die uns zunächſt vorliegt, ganz richtig geſtellt, indem ſolche darauf gerichtet 
iſt, ob wir den König um die periodiſche Wiederkehr eines Vereinigten Land⸗ 
tages bitten ſollen. Unſere ſtändiſchen Inſtitutonen könnten ſich zum Beſten 
des Landes nicht entwickeln, wenn nicht zu gleicher Zeit die Krone mächtig 
und ſtark wäre und nicht das volle Vertrauen des Landes genöſſe. Dazu 
gehört aber, daß die Autorität des Königs ungetrübt bleibe, und da frage ich 
nun: iſt nicht große Beſorgniß vorhanden, daß eine Trübung der Autorität 
des Königs eintrete, wenn er, nachdem er mit ſolcher großen Freiſinnigkeit 
dem Lande ſo bedeutende Geſchenke gemacht hat, in den nächſten Wochen wie⸗ 
derum Aenderungen und neue Konzeſſtonen machen ſoll? Ich glaube alſo, 
es iſt unſere Pflicht, dem Könige vollſtändig das vorzutragen, was wir für 
die Wünſche und die Rechte des Landes halten; aber auf ſolche Weiſe, daß 
wir dadurch unſere Dankbarkeit gegen die Wohlthaten, die Se. Majeſtät uns 
bereits erzeigt haben, nicht verleugnen, und daß zugleich die ganze Verſamm⸗ 
lung und Jeder an ſeinem Stück das Seinige dazu beitrage, um die Auto⸗ 
rität des Königs zu unterſtützen und thatſächlich zu beweiſen, daß wir und 
das Land Vertrauen zu unferem Könige haben, wie es denn auch unzweifel- 
haft iſt, daß das ganze Land vollkommenes Vertrauen zu der Weisheit und 
zu den landesväterlichen Abſichten ſeines Königs hat. 

Abg. Siebig: Hohe Verſammlung! Ich habe nur wenige Worte an 
Sie zu richten. Preußens Reichsſtände ſind zugleich das geſetzliche Organ, 
die Zuſtände zwiſchen Thron und Volk zu ordnen. Die Bedenken von denen 
hier vielfältig geſprochen worden iſt, haben ſich vom erſten Augenblick unſeres 
Zuſammentretens bis jetzt nicht verlieren wollen. Sowohl in der Adreſſe an 
Se. Majeſtät, als auch in den vorliegenden Petitionen, als auch in der De⸗ 
claration der 138 waren dieſe Bedenken mehr oder minder ſpeziell angedeu- 
tet. Dieſe Bedenken zu bannen, den Einklang zwiſchen Thron und Volk 
herzuſtellen, iſt Pflicht der hohen Stände-Verſammlung. Erhebend war die 
Erklärung des Königlichen Herrn Kommiſſars, als in dieſem Saale ausge⸗ 
ſprochen wurde, daß Hemmniſſe vorhanden ſeien, die wirklich eine Vereinba⸗ 
rung mit dem Throne nicht geſtatteten; da wurde uns die tröſtende Verſi⸗ 
cherung gegeben, daß die Räthe der Krone wie die Krone ſelbſt eine Verein- 
barung ernſtlich wollen. Und mit Dank wurde dieſe Verſicherung entgegen 
genommen. Wenn von vielen Rednern ſchon geſagt worden iſt, daß wohl⸗ 
beſtehende, geſetzlich verbriefte Rechte nicht ſchweigend abgetreten werden dürfen, 
ſo muß auch ich mich dieſer Anſicht beſtimmt anſchließen. Es gilt daher, 
meine hochgeehrten Herren, die älteren mit den neueren Geſetzen in Einklang 
zu bringen, und dies dürfte gar nicht ſchwer werden. Meine Herren! Ich 
rufe mir eine Zeit der glorreichen Geſetzgebung Preußens zurück von 1807 
bis zum Jahre 1818. So weit werden fie zugeſtehen, daß dieſe Geſetzgebung 
Wunder herbeiführte, Wunder, an die kein Sterblicher früher gedacht hätte. 
Möge man ſich in den Geiſt jener Geſetzgebung zurückverſetzen, möge man die 
Geſetze klar, einfach, auf Vertrauen gegründet redigiren, ſo daß ſie das Volk 
ohne Auslegung einfach verſtehen und nach ihnen handeln kann! Dann wird 
das Volk begreifen, daß man ſeine wahre Wohlfahrt will. Meine Herren, 
Preußen hat neben ſeiner eigenen Exiſtenz noch eine zweite Aufgabe, die eben 
ſo groß iſt. Es iſt berufen, ſich in Deutſchland an die Spitze der Civiliſa⸗ 
tion zu ſtellen, es iſt berufen, den Cäentralpunkt alles Beſſeren zu bilden, 
dann wird Preußen die Meinung aller deutſchen Bruderſtämme für ſich ha—⸗ 
ben, und es wird ein Bollwerk bilden mit allen deutſchen Stämmen, beſtehend 
aus mehr als 40 Millionen, geeignet, allen Wellenſchlägen zu widerſtehen, 
woher dieſe auch kommen mögen. Meine Herren! Dies iſt ein wichtiger Mo⸗ 
ment, und ich hoffe und wünſche, daß man darauf Rückſicht nehmen möge, 
damit nicht mehr Deutſche gegen Deutſche das Schwert ziehen, ſondern damit 
die deutſche Nation vom Süden bis Norden, vom Weſten bis Oſten Eins 
ſei in ihren Zwecken. Dies kann aber nur geſchehen, wenn die öffentliche 
Meinung des übrigen Deutſchland zu Preußen ſich hinneigt. Meine Herren! 
In Bezug auf die Petitionen glaube ich, fie find wohlbegründet, und ich 
ſchließe mich dem Amendement des Herrn Deputirten aus Weſtphalen voll- 
ſtändig an, und ich bitte, daß Sie ein Gleiches thun mögen! (Bravo!!) 

Marſchall: Es haben ſich noch ſo viele Redner gemeldet, daß nicht 
abzuſehen iſt, die Verhandlung bei der vorgerückten Zeit heute zu Ende brin⸗ 
gen zu können. Ich habe noch zu bemerken, daß an dem heutigen Tage zu⸗ 
gleich Sitzung der Herren-Kurie geweſen iſt und daher der ſtenographiſche 
Bericht bis morgen früh 10 Uhr ausliegen wird. 

Landtags-Komm.: Es iſt mir von einem ſehr geehrten Deputirten die 
Mittheilung gemacht worden, daß während der heutigen Sitzung zwei Frem⸗ 
de anderthalb Stunden lang in den Bänken der hohen Verſammlung hospi⸗ 
tirt hätten. Ich weiß nicht, welches die Anſicht der hohen Verſammlung 


über die Oeffentlichkeit derſelben iſt; aber zur Zeit ſind die Sitzungen nicht 


öffentlich, und deshalb glaube ich das Faktum, wenn es ſich beſtätigt, als 
eine Unordnung bezeichnen zu müſſen, die keinesweges der Verſammlung an⸗ 
genehm fein kann. (Mehrere Stimmen geben ihre Beiſtimmung zu erken⸗ 
nen.) Ich glaube nicht, daß die Unterbeamten im Stande find, die ſechs⸗ 
hundert Mitglieder der Verſammlung oder alle Eingehenden zu kennen, noch 
daß es im Intereſſe der Verſammlung liegen dürfte, dieſerhalb Kontrolle ein⸗ 
zuführen. Deshalb glaube ich, in deren eigenem Intereſſe die Bitte ſtellen 
zu müſſen, daß, wenn ähnliche Unordnungen wieder verſucht werden ſollten, 
die Verſammlung ſelbſt ſolche nicht dulden wolle. 

Marſchall: Das Faktum kommt ſo eben auch erſt zu meiner Kennt⸗ 
niß, und ich weiß nicht, ob es gegründet iſt.. Sollte dies der Fall fein, fo 
iſt es eine nicht zu duldende Unordnung. Für die Folge bitte ich diejenigen 
verehrten Mitglieber, welchen die Anweſenhett eines Fremden bekannt wer⸗ 
den ſollte, denſelben ſogleich hinausweiſen zu laſſen. Morgen früh um 10 
Uhr findet die Fortſetzung der heutigen Berathung ſtatt. 

ö (Schluß der Sitzung um 4 Uhr.) 


